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eine Beschränkung der Besoldungsansprüche der Beamten dar, 
sodaß diese Ansprüche mit mit der Beschränkung wohlerworbene 
Rechte geworden sind?

3. Gewährleistet die RcichSverfassung die Fortdauer der 
wesentlichen Grundlagen des BerufsbeamtcntumS als wohl
erworbenes Recht auf Aufrechterhaltung der Eigenschaft als 
Beamter und damit auf ErmöglichMg einer der Beamtenstellung 
entsprechenden Lebensführung?

4. Ist ein in einem Besoldungsgesetz enthaltener ÄnderungS- 
vor-ehalt, der zum Teil wohlerworbene Rechte der Beamten ver
letzt, insoweit aufrecht zu erhalten, als er mit der Reichsverfassimg 
Nicht im Widerspruch steht?
Oldenburgisches Beamtendiensteinkommensgesetz vom 11. August 1920 
§ 33. Reichsbesoldungsgesetz vom 30. April 1920 § 34. RBerf. 

Art. 129.

III. Zivilsenat. Urt. v. 10. Juli 1931 i. S. Oldenburgischer Staat 
(Bell.) w. St. u. Gen. (Kl.). III149/30.

I. Landgericht Oldenburg.
II. Oberlandesgericht daselbst.

Die beiden Kläger, oldenburgische Landesbeamte, wurden am 
10. April 1923 zu Staatsministern gewählt. Am 26. Juni 1925 
wurden sie unter Gewährung des gesetzlichen Wartegelds zur Dis- 
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Position gestellt. Ihr Wartegeld wurde nach Erlaß des oldenburgschen 
Besoldungsgesetzes vom 25. Mai 1928 dessen Vorschriften entsprechend 
mit Wirkung auf den 1. Oktober 1927 neu festgesetzt. Da bei beiden 
Klägern das Grundgehalt vor dem 1. Oktober 1927 die im Gesetz 
festgesetzte Höchstgrenze von 13200 RM. bereits überschritten hatte, 
wurde ihr neues Wartegeld nach ihrem bisherigen Grundgehalt be
rechnet.

Die Kläger vertreten den Standpunkt, daß ihr Wartegeld zu 
niedrig berechnet worden sei. Die Berechnung habe nach den für sie 
durch das oldenburgische Gesetz vom 5. August 1920 für maßgeblich 
erklärten entsprechenden Vorschriften des Reichsbesoldungsgesetzes 
zu erfolgen, mithin nach dem Reichsbesoldungsgesetz vom 16. De
zember 1927, nach dessen § 25 das Wartegeld unter Zugrundelegung 
der neuen Gehälter der aktiven Beamten ohne Berücksichtigung einer 
Höchstgrenze neu festzusetzen sei. Sie verlangen mit der Klage die 
Nachzahlung der entsprechenden Beträge bis Januar 1929 nebst 
Zinsen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, da nach §33 des 
oldenburgischen Beamtendiensteinkommensgesetzes vom 11. August 
1920 die Bezüge durch (einfaches) Gesetz geändert werden könnten. 
Diese Bestimmung stehe nicht im Widerspruch mit Art. 129 Ms. 1 
Satz 3 RVerf. Deshalb sei für die Berechnung des Wartegelds 
der Klüger das oldenburgische Gesetz vom 25. Mai 1928 maß
gebend. Auf die Berufung der Kläger hat das Oberlandesgericht der 
Klage in vollem Umftmg stattgegeben. Die Revision des Bellagten 
führte zur Aufhebung des oberlandesgerichtlichen und zur Wieder
herstellung des landgerichtlichen Urteils.

Gründe:
Die gesetzlichen Vorschriften, auf welche sich die Klage stützt, 

lauten:
1. § 2 Ms. 1 des oldenburgischen Gesetzes betr. Anstellung und 

Besoldung der Mitglieder des Staatsministeriums vom 4. Juli 1919 
(OldGesS. Bd. 40 S. 435) in der Fassung des Gesetzes vom 26. Mai 
1924 (OldGesS. Bd. 43 S. 231):

Die Mitglieder des Staatsministeriums erhalten jeweils das 
Gehalt der Ministerialdirektoren bei den obersten Reichsbehörden. 
Daneben beziehen sie die Orts-, Kinder-, Frauen- und Teuerungs-



Zuschläge nach den für die Zivilstaatsdiener geltenden Be
stimmungen.

2. § 3 Abs. 1 des vorbezeichneten oldenburgischen Gesetzes in der 
Fassung des Gesetzes vom 10. August 1920 (OldGesS. Bd. 40 S. 989):

Das Wartegeld, das Ruhegehalt und die sonstigen Versorgungs
bezüge von Zivilstaatsdienem, die zu Mitgliedern des Staats
ministeriums gewählt sind, sowie die Hinterbliebenenbezüge ihrer 
Witwen und Kinder regeln sich nach den darüber für die Zivil
staatsdiener geltenden Bestimmungen.

3. §1 des oldenburgischen Gesetzes betr. die Regelung der Ver
sorgungsbezüge der nach dem 1. April 1920 und der zum 1. April 1920 
oder früher zur Disposition gestellten oder in den Ruhestand versetzten 
planmäßigen Landesbeamten usw. vom 5. August 1920 (OldGesS. 
93t). 40 S. 949):

Auf die Berechnung des Wartegeldes ... der nach dem
1. April d. I. zur Disposition gestellten oder in den Ruhestand ver
setzten planmäßigen Landesbeamten (Zivilstaatsdiener)... finden 
die darüber für die Reichsbeamten jeweilig geltenden Bestimmungen 
mit der Maßgabe Anwendung, daß ...

3. darüber, welche Bezüge... als pensionsfähiges Dienst
einkommen anzusehen sind, die landesrechtlichen Vorschriften ent
scheiden.

Als ruhegehaltsfähiges Diensteinkommen sind anzusehen nach 
Art. 13 zu a, Art. 57 §2 des insoweit noch in Geltung befindlichen 
oldenburgischen revidierten Zivilstaatsdienergesetzes vom 28. März 
1867 (OldGesS. Bd. 20 S. 71) das Gehalt und außerdem nach §§ 11, 
15 des oldenburgischen Beamtendiensteinkommensgesetzes vom 
11. August 1920 (OldGesS. Bd. 40 S- 963) — OldBDEG. — der 
Ortszuschlag der Ortsklasse B.

4. §25 des Reichsbesoldungsgesetzes vom 16. Dezember 1927 
(RGBl. I S. 349):

Die Bezüge der beim Inkrafttreten dieses Gesetzes im einst
weiligen Ruhestande befindlichen Beamten werden mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1927 nach den geltenden Vorschriften neu fest
gesetzt.

Die vom Bellagten angezogenen Vorschriften lauten: 
1. §22 des oldenburgischen Besoldungsgesetzes vom 25. Mai 

1928 (OldGesS. Bd. 45 S. 659) — OldBesG. —:



Die Bezüge der zur Disposition gestellten oder in Ruhestand 
versetzten Beamten ... werden nach den jeweils für die Reichs
beamten geltenden Bestimmungen berechnet... § 25 des Reichs
besoldungsgesetzes vom 16. Dezember 1927 (RGBl. I S.349) 
findet jedoch keine Anwendung. Die Erhöhung der Versorgungs
bezüge der zum 1. Oktober 1927 oder zu einem früheren Zeitpunkt 
zur Disposition gestellten Beamten wird nach den Bestimmungen 
der §§ 26flg. des Reichsbesoldungsgesetzes vom 16. Dezember 1927 
berechnet.

Die in diesem Gesetz in Bezug genommenen §§ 26flg. RBesG. 
sehen bei den Bezügen der bereits im Ruhestand befindlichen Be
amten eine durch prozentualen Zuschlag zum früheren Grundgehalt 
zu errechnende Erhöhung vor, bei der das neue für die Berechnung 
maßgebende Grundgehalt 13200 RM. nicht übersteigen darf.

2. §33 OldBDEG.:
Änderungen der durch dieses Gesetz geregelten Gehälter, Orts

zuschläge und Kinderzuschläge, sowie der auf Gmnd der Gehälter 
und Ortszuschläge festgesetzten Ruhegehälter, Wartegelder und 
Versorgungen, ebenso Änderungen der Einreihung der Beamten 
in die Gruppen der Gehaltsordnung können durch Gesetz erfolgen. 

Werden Beamte durch eine solche Änderung hinsichtlich der 
im Abs. 1 genannten Bezüge oder hinsichtlich ihrer Einreihung in 
die Gruppen der Gehaltsordnung mit rückwirkender Kraft schlechter 
gestellt, so sind die Unterschiedsbeträge nicht zurückzuerstatten. 
Dies gilt sinngemäß für Versorgungsberechtigte.

Sämtliche vorgenannten Vorschriften aus den Jahren 1927 
und 1928 sind mit Rückwirkung auf den 1. Oktober 1927 in Kraft 
getreten,

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß sich das Wartegeld 
der Kläger nach § 1 des oldenburgischen Gesetzes vom 5. August 1920 
seit Inkrafttreten des Reichsbesoldungsgesetzes vom 16. Dezember 
1927 in Anwendung von §25 dieses Gesetzes mit Wirkung vom 
1. Oktober 1927 an nach den neuen Gehältern für die Mitglieder des 
Oldenburgischen Staatsministeriums richtete. Die hiergegen erhobenen 
Angriffe der Revision scheitern daran, daß diese grundlegende An
nahme des Berufungsrichters auf der Auslegung von nicht revisiblem 
Landesrecht beruht. Die von der Revision vermißte Norm, wonach 
sich die späteren Veränderungen in den Besoldungsverhältnissen der



1. Gehaltskürzung. 5

aktiven Beamten auch auf die Kläger als Wartestandsbeamte — ent
gegen der für die Wartestandsbeamten des Reichs bestehenden Rechts
lage (RGZ. Bd. 121 S. 149) — erstrecken, hat der Berufungsrichter 
int §1 des oldenburgischen Gesetzes vom 5. August 1920 in Verb, mit 
§ 25RBesG. von 1927 und § 2 Abs. 1 des oldenburgischen Gesetzes vom 
4. Juli 1919/26. Mai 1924 erblickt. Eine Nachprüfung durch das Re- 
visionsgericht ist insoweit ausgeschlossen. Sie wird auch nicht dadurch 
ermöglicht, daß gemäß § 9 der Verordnung vom 28. September 1879 
(RGBl. S. 299) die Revision auf Verletzung des oldenburgischen revi
dierten Zivilstaatsdienergesetzes vom 28. März 1867 gestützt werden kann. 
Wenngleich dieses Gesetz in den Art. 47flg. Bestimmungen über das 
Wartegeld trifft, so stellen die vom Berufungsrichter zugrunde gelegten 
neuen oldenburgischen Besoldungs- und Ruhegehaltsgesetze, die völlig 
unabhängig und ohne Bezugnahme auf das Zivilstaatsdienergesetz er
lassen worden sind, keine Neufassung des letzteren Gesetzes, sondern 
eine vollständige und umfassende Neuregelung der Besorgung der 

Wartegeldbeamten dar. Es ist auch unerheblich, daß § 1 Nr. 3 des 
oldenburgischen Gesetzes vom 5. August 1920 die landesrechtlichen 
Bestimmungen darüber entscheidend sein läßt, welche Bezüge der 
Beamten als ruhegehaltsfähiges Diensteinkommen anzusehen sind, 
und daß der Berufungsrichter dementsprechend aus Art. 13 und 
Art. 57 §2 des Zivilstaatsdienergesetzes vom 28. März 1867 ent
nimmt, daß, abgesehen von dem in anderen Gesetzen geregelten 
Wohnungsgeldzuschuß, das Grundgehalt maßgebend sei. Denn diese 
Prüfung befaßt sich nur mit der Frage, welche einzelnen Teile der 
gesamten Bezüge der Wartegeldberechnung zugrunde zu legen sind, 
nicht auch mit der Frage, in welcher Höhe die Bezüge (ob in Höhe 
der alten oder der neuen Grundgehälter) maßgebend sind. Bei 
Prüfung der letzteren, allein entscheidenden Frage hat der Berufungs
richter das Zivilstaatsdienergesetz nicht angewendet.

Die Ansicht des Vorderrichters, daß durch Inkrafttreten des 
Reichsbesoldungsgesetzes vom 16. Dezember 1927 an sich Rechte der 
Kläger auf die von ihnen hiernach geforderten und richtig berechneten 
Wartestandsgelder begründet werden konnten, ist somit der Nach
prüfung des Revisionsgerichts entzogen.

Dagegen unterliegt die weitergehende Annahme des Berufungs
richters, daß diese Rechte von den Klägern trotz der später erfolgten 
neuen, und anderweitigen Regelung in § 22 OldBesG. int Sinne des



Art. 129 Abs. 1 Satz 3 RVerf. wohlerworben seien, der Nachprüfung 
durch das Revisionsgericht.

Der Berufungsrichter hat bei Prüfung des § 22 OldBesG. unter 
Zurückweisung verschiedener Angriffe der Kläger zunächst an
genommen, die nach §22 getroffene Regelung habe eine Herabsetzung 
der nach § 25 RBesG. zu berechnenden Wartegelder bedeutet, da nach 
chr nur prozentuale Zuschläge zu den Bezügen unter Beschränkung 
des Grundgehalts auf eine Höchstgrenze entsprechend der Regelung 
für Ruhegehaltsempfänger in § 26 RBesG. in Frage gekommen seien. 
Das Berufungsgericht hat weiter die Frage geprüft, ob diese Herab
setzung einen Verstoß gegen den im Art. 129 RVerf. den Beamten 
gewährleisteten Schutz ihrer wohlerworbenen Rechte bedeute, und 
hat diese Frage für den Fall bejaht, daß nicht § 33 des vor dem Amts
antritt der Kläger erlassenen oldenburgischen Beamtendienstein
kommensgesetzes vom 11. August 1920 eingreife, und der Landes
gesetzgebung ein Recht zur Herabsetzung durch einfaches Gesetz gebe. 
Ferner hat der Berufungsrichter in Auslegung des nicht revisiblen 
Landesrechts bejaht, daß §33 OldBDEG. Inhalt des für die Be
rechnung des Wartegelds der Kläger maßgebenden Gesetzes vom 
5. August geworden sei und auch an sich eine Herabsetzung der Warte
gelder begründen könne, und daß die Vorschrift somit auf den vor
liegenden Sachverhalt Anwendung finden würde, falls sie mit Art. 129 
RVerf. vereinbar sei.

Diese entscheidende Frage hat der zweite Richter im Gegensatz 
zur Auffassung des Bellagten und des Landgerichts verneint; er hält 
mithin die Vorschrift des § 33 OldBDEG. gemäß Art. 13 RVerf. 
für rechtsunwirksam. Der Berufungsrichter hat dann die Schluß
folgerung gezogen, daß die Kläger auf Berechnung ihres Wartegelds 
nach den neuen Ministerbezügen ein wohlerworbenes Recht erlangt 
hätten, das ihnen § 22 OldBesG. nicht wieder habe nehmen können. 

Der Vorderrichter stellt sonach die Entscheidung des Rechts
streits darauf ab, ob § 33 OldBDEG. mit Art. 129 Ms. 1 RVerf. im 
Widerspruch steht. Die Beantwortung dieser maßgebenden Frage 
enchält eine Anwendung des Art. 129 RVerf. und des in ihm ent
haltenen reichsrechtlichen Satzes: „Die wohlerworbenen Rechte der 
Beamten sind unverletzlich." Die Entscheidung des Berufungs
richters ist daher insoweit der vom Revisionslläger erbetenen Nach
prüfung durch das Revisionsgericht unterworfen (RGUrt. vom



27. November 1925III257/25 und vom 18. Februar 1927III140/26, 
auszugsweise abgebt. HöchstrRspr. 1927 Nr. 1064; vgl. auch RGZ. 
Bd. 120 S. 198).

Der Angriff der Revision ist auch begründet. Dem Berufungs
richter muß zwar in der grundlegenden Frage insoweit beigetreten 
werden, daß § 33 OldBDEG. — wenigstens zum Teil — mit Art. 129 
Ms. 1 RVerf. im Widerspruch steht. Gleichwohl ist die Klage aus 
weiter sich ergebenden Rechtsgründen abzuweisen.

Die Vorschrift des § 33 OldBDEG. ist im wesentlichen gleich
lautend mit §34 des Reichsbesoldungsgesetzes vom 30. April 1920 
(RGBl. S. 805) und mit §39 des Reichsbesoldungsgesetzes vom 
16. Dezember 1927. Sie ist, wie ohne weiteres ersichtlich, der zuerst 
genannten reichsrechtlichen Vorbehaltsbestimmung nachgebildet. In 
der oldenburgischen Vorschrift wird dem künftigen Gesetzgeber die 
Befugnis verliehen, eine Änderung der durch das Besoldungsgesetz 
gewährten Beamtenbezüge durch einfaches Landesgesetz vorzunehmen. 
Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt somit davon ab, ob diese 
Änderungsbefugnis im Widerspruch zu der in Art. 129 Ms. 1 Satz 3 
RVerf. bestimmten Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte der 
Beamten steht. Der Berufungsrichter hat dies bejaht. Er nimmt an, 
die Vorschrift enthalte eine Beschränkung der im oldenburgischen Be
amtendiensteinkommensgesetz geregelten Besoldungsansprüche, die 
ihnen unmittelbar derart innewohne, daß die Besoldungsansprüche 
der aus dem Gesetz berechtigten Beamten nur mit diesem einschränken
den Vorbehalt erworben würden. Das Berufungsgericht lehnt damit 
die Ansicht ab, wonach das in der Vorbehaltsbestimmung gegebene 
Recht des Gesetzgebers nur eine allgemeine, neben dem Besoldungs- 
anspruch stehende Befugnis des Gesetzgebers über den Anspruch und 
einen selbständigen Rechtssatz darstelle, der unabhängig von der Be
soldungsregelung dem^ Gesetzgeber das Recht zur Änderung ein
räumen solle.

Der im Schrifttum lebhaft bekämpften Ansicht des Berufungs
richters ist beizutreten. Sie enthält weder eine Verkennung des 
Rechtsbegriffs der wohlerworbenen Rechte im Sinne des Art. 129 
Ws. 1 Satz 3 RVerf. noch eine Verletzung der allgemeinen Rechts
grundsätze über die Gewährung von Beamtenbesoldung.

Die Reichsverfassung will die „wohlerworbenen" Rechte der Be
amten schützen. Sie will nach ihrem Laren Wortlaut, wie weiter



unten eingehender darzulegen sein wird, nicht ihren Inhalt bestimmen, 
sondem sie nur in dem Umfang auftechterhalten, in dem sie erworben 
worden sind. Welche Rechte als wohlerworbene anzusehen sind, ist 
daher nicht der verfassungsrechtlichen Vorschrift zu entnehmen, 
sondem richtet sich nach Art und Inhalt des jeweiligen Rechts selbst. 
Dieser Inhalt wird jedoch durch die Gesetze bestimmt, welche diese 
Rechte begründen. Werden also durch ein Gesetz Beamtenrechte nur 
mit einer gewissen Beschränkung gewährt, so werden sie auch nur 
mit dem hiemach gegebenen Inhalt und Umfang „wohlerworben" 
(RGZ. Bd. 132 S. 122 [125 u.J und das schon angeführte RGUrt. vom 
18.Febmar 1927). Deshalb wird beispielsweise Rechten, die das 
Gesetz nur unter Vorbehalt des Widermfs oder nur auf bestimmte 
Zeit gewährt, nach Ausübung des Widerrufs oder nach Ablauf der 
Zeit kein Schutz mehr zuteil.

In gleicher Weise ist aber auch der Fall zu beurteilen, daß das 
Gesetz Bezüge mit dem Vorbehalt der Änderung durch einfaches Gesetz 
gewährt. Auch in diesem Falle wird das Recht auf die weiteren Bezüge 
nur mit einer Beschränkung gewährt, welche dem Rechte von vom- 
herein innewohnt. Allerdings wäre ein Vorbehalt der gesetzlichen 
Ändemngsmöglichkeit selbstverständlich und würde eines besonderen 
oder ausreichend bestimmten Inhalts entbehren in Fällen, wo dem 
Gesetzgeber eine dahingehende Befugnis ohnehin zustände. Der Vor
behalt gewinnt jedoch eine besondere Bedeutung, wenn das vorbehaltlos 
gewährte Recht an sich gegen eine Ändemng durch Landesgesetz oder 
einfaches Reichsgesetz geschützt ist. Die Einfügung der Vorbehalts
bestimmung in die Reichsbesoldungsgesetzgebung des Jahres 1920 
— und ihr folgend in die überwiegende Zahl der landesgesetzlichen 
Besoldungsregelungen—ist aber, wie die Materialien erkennen lassen, 
gerade im Hinblick auf den Schutz erfolgt, den Art. 129 RBerf. vor
behaltlos gegebenen Beamtenrechten gewährt (Begründung zum 
Entwurf eines Besoldungsgesetzes in Dmcksachen der Verfassung
gebenden Deutschen Nationalversammlung Nr. 2471 S. 34 zu § 35 
des Entw. [§ 34 des Ges.j; Begründung zum Entwurf des Be
soldungssperrgesetzes in Dmcksachen des Reichstags I. Wahlperiode 
1920 Nr. 905 S. 620 zu § 3 des Entw.). Es liegt deshalb klar auf 
der Hand, daß die Gesetzgeber in den Vorbehaltsbestimmungen nicht 
ein allgemeines Recht zur gesetzgeberischen Ändemng behandeln 
wollten, dergestalt, daß dieses Recht unabhängig von im übrigen



selbständig gewährten Beamtenrechten Vorbehalten werden sollte. 
Ein derartiger Vorbehalt wäre, wie gesagt, ohne rechten Sinn und 
würde den gewollten Zweck verfehlen. Vielmehr sollten die Beamten
rechte von vornherein nur in veränderlicher Gestalt begründet werden, 
wenn das Gesetz sagt: „Änderungen der durch dieses Gesetz geregelten 
Gehälter ... können durch Gesetz erfolgen." Me gewährten Be
soldungsrechte selbst sind also nach ihrem Inhalt nur als beschränkte 
Rechte entstanden. Denn ihr Inhalt wird in gewisser Richtung nicht 
für die Dauer unmittelbar aus dem Gesetz bestimmt, sondern hängt 
nach dessen Mllen von späteren Maßnahmen ab. Die Beamten haben 
im Hinblick auf die Vorbehaltsklausel Rechte erhalten, die ihrem Wesen 
nach nur begrenzt und in ihrer Ausgestaltung sowie in ihrer Fortdauer 
von weiteren Entschlüssen des Gesetzgebers abhängig sind. Sie wurden 
also nur in dieser Begrenzung „wohlerworben" und durch die Ver
fassung gesichert.

Diese Annahme verstößt auch nicht gegen allgemeine Rechts
grundsätze. Der Gesetzgeber ist bei der erstmaligen Begründung von 
Beamtenrechten völlig frei, und es steht in seiner Macht, ob er Rechte 
vorbehaltlos oder als befristete, bedingte, unter Widerruf stehende 
oder irgendwie wieder beschränkbare Rechte gewähren will, sofern 
er nicht hierdurch sonst bestehende wohlerworbene Rechte verletzt. 
Dementsprechend sind schon häufig vermögensrechtliche Ansprüche der 
Beamten als mit wechselndem Inhalt gegebene und nur mit ihrem 
jeweiligen Inhalt geschützte Rechte anerkannt worden. Es mag 
auf die Teuerungs- und Ausgleichszuschläge, die Ministerial- und die 
sonstigen unter dem besonderen Vorbehalt des Widerrufs gewährten 
Zulagen sowie auf die während der Inflation nur auf Grund 
etatmäßiger Bewilligung gewährten zusätzlichen Bezüge hingewiesen 
werden.

Die Vorbehaltsklauseln sind auch nach ihrem Wortlaut klar und 
bestimmt. Es ist chnen ohne weiteres zu entnehmen, daß sie zur Ände
rung ein einfaches Gesetz und keine qualifizierte Mehrheit voraus
setzen. Es kann auch nicht als Erfordemis eines gültigen Vorbehalts 
verlangt werden, daß der Umfang der späteren Anordnung schon von 
vornherein erkennbar sei. Ebensowenig ist erforderlich, daß es sich 
um im Rechtssinne bedingte Rechte handeln müsse. Für Inhalt und 
Wesen des Vorbehalts ist der rechtsbegründende Wille des Gesetz
gebers und seine Gesetzgebungsmacht ausschlaggebend, zumal wenn



es sich um die öffentlichrechtliche Regelung der Bezüge der dem Staat 
unterstellten Beamten handelt.

Dementsprechend sind auch allgemein gesetzliche Befugnisse zur 
Beschränkung gewährter Besoldungsbezüge wiederholt in Erkennt
nissen des Reichsgerichts für zulässig erllärt worden (RGZ. Bd. 120 
S. 374 [394] und Bd. 132 S. 125; oben angeführtes RGUrt. vom 
18. Februar 1927; RGBeschl. vom 21. November 1925 VI 85/24, 
abgedr. Fischers Zeitschr. für Berwaltungsrecht Bd. 59 S. 113). 
Die mit den vorstehenden Ausführungen übereinstimmende Auslegung 
der oldenburgischen Vorbehaltsllausel (§33 OldBDEG.) ist daher 
nicht zu beanstanden.

Das angefochtene Urteil hat in Auslegung der genannten 
Vorschrift noch ausgeführt: Das dem zukünftigen Gesetzgeber ge
währte Recht zur Kürzung der durch das Gesetz gewährten Bezüge 
sei unbeschränkt; denn die Vorbehaltsbestimmung enthalte keinerlei 
Einschränkungen hinsichtlich der Befugnis, die Besoldungssätze herab
zusetzen oder ihre Berechnungsart zu ändern. Es wäre somit bei ihrer 
Gültigkeit rechtlich Mässig, den nach dieser Zeit angestellten Beamten 
durch einfaches Landesgesetz ihre ganzen Versorgungsbezüge zu ent
ziehen, die Gehälter auf das Existenzminimum und darunter herab
zusetzen und dadurch die Beamten zur Aufgabe des Beamtenverhäst- 
nisses zu zwingen.

Durch diese Auslegung der landesrechtlichen Norm ist für § 33 
OldBDEG. eine anderweitige Auslegungsmöglichkeit abgelehnt 
worden, die sich sonst aus geschichtlicher Betrachtungsweise aller Bor- 
behaltsbestimmungen ergeben könnte in Verbindung mit Sinn und 
Zweck jeder Beamtenbesoldung, dem Beamten einen seiner je
weiligen Beamtenstellung entsprechenden standesgemäßen Unterhalt 
zu sichern Diese Ausführungen des Berufungsrichters sind aber, da 
es sich um die nicht nachprüfbare Auslegung einer landesrechtlichen 
Norm handelt, für das Revisionsgericht bindend und müssen daher 
den nachfolgenden Erörterungen zugrunde gelegt werden.

Für die Frage, ob die Vorbehaltsllausel in der ihr vom Be
rufungsrichter gegebenen Tragweite die Vorschrift des Art. 129 
Ms. 1 Satz 3 RVerf. verletzt, ist zunächst llarzustellen, welche Be
deutung und welchen Umfang diese verfassungsrechtliche Vorschrift 
hat. Daß sie nicht bloß eine Richtschnur, sondem unmittelbar geltendes 
Recht enthält, wird allgemein anerkannt (RGZ. Bd. 99 S. 262 u. ö.).



Dagegen ist umstritten, welchen Inhalt die durch sie geschützten wohl
erworbenen Rechte haben, und ebenso, ob die Vorschrift selbst den 
Beamten Rechte als unverletzlich geschützte verleiht. Die letztere 
Ansicht, daß also Art. 129 selbst gewisse Beamtenrechte als wohl
erworbene Rechte gewähre, ist, wie schon erwähnt, abzulehnen. Sie 
findet weder im Wortlaut, noch in der Geschichte der Vorschrift eine 
Stütze.

Der Rechtszustand vor 1919 ging dahin, daß wohlerworbene 
Rechte auf Gehalt in bestimmter Höhe verfassungsrechtlich nicht be
sonders geschützt waren. Vielmehr war an sich ihre Änderung im 
Wege der einfachen Gesetzgebung möglich. (Sitte reichsgesetzliche 
Sicherung gegen die Kürzung gewährter Gehälter gab es nicht. Es 
bestand nur die allgemeine Staatspraxis, daß die den Beamten einmal 
gewährten Besoldungsbezüge gesichert blieben.

Die Beamtenschaft war nach der Umwälzung in große Erregung 
geraten durch Gerüchte, das Berufsbeamtentum solle beseitigt oder 
in seinen Rechten erheblich geschmälert werden. Nach den Äußerungen, 
wie sie sich aus den Vorberatungen des Art. 129 RVerf. ergeben, 
sollte deshalb in der Verfassung eine Zusicherung gewährt werden, 
daß es beim Berufsbeamtentum und bei dessen wohlerworbenen 
Rechten sein Bewenden haben solle (Protokolle des Verfassungsaus
schusses, Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen National
versammlung Bd. 336 S. 382, 508; Sten. Berichte der National
versammlung 59. Sitzung vom 17. Juli 1919 Bd. 328 S. 1632). Man 
wollte also nicht nur einen Schutz gegen die Verletzung subjektiver 
Rechte der einzelnen Beamten geben, sondem auch eine Gewähr- 
leistung schaffen für das Bestehen der Beamtenschaft als solcher, als 
einer bestimmten Einrichtung des Staates. Es sollten deshalb zum 
Zweck der Aufrechterhaltung und Sicherung des Berufsbeamtentums 
diejenigen Rechte, welche als wohlerworbene zu betrachten waren, 
verfassungsrechtlich gegen eine Schmälerung durch Landesgesetz oder 
dmch einfaches Reichsgesetz geschützt werden. Dieser erstrebte Schutz 
ließ sich aber nur erreichen, wenn auch diejenigen Rechte, die den 
Beamten in Zukunft als wohlerworbene zukommen würden, unter 
den gleichen verfassungsrechtlichen Schutz gestellt wurden. Es ist 
deshalb mit der herrschenden Lehre anzunehmen, daß auch die zu
künftigen wohlerworbenen Rechte der Beamten geschützt werden 
sollten. Dagegen lag keine Veranlassung vor, den Beamten durch die



Verfassung selbst neue Rechte als wohlerworbene zu verlehem, ins
besondere den Rechtsstand der Beamten inhaltlich zu verbessrm. Nur 
der vorhandene und zukünftige Rechtsstand sollte gegen 8erlletzung 
durch einfaches Gesetz gesichert werden (RGUrt. vom 18. Febuarr 1927 
[oben S. 7] und vom 28. Juni 1927 III431/26, abgedr. DtZI-1927 
Nr. 641).

Was nun den Kreis der geschützten wohlerworbener Mechte 
betrifft, so sind außer denjenigen aus Titel und Rang die sibjeektiven 
Rechte auf die gesetzlich festgelegten Gehaltsbezüge stets zu ihnen 
gerechnet worden. Diese Rechte wurden aber von jeher nut rach) Maß
gabe der Besoldungsgesetze erworben (vgl. § 6 des preuß Gesetzes 
vom 24. Mai 1861, § 149 RBG.). Auch nach Inkrafttreten ter Meichs- 
verfassung wurde stets angenommen, daß die Regelung des Zemmten- 
gehalts nur durch ausdrückliche Vorschriften erfolge (RGZ Md. 104 
S. 61, Bd. 107 S. 329, Bd. 110 S. 268, Bd. 112 S. 106, Ad. 122 
S.9; RGUrt. vom 15. Mai 1928 III385/27, abgedr. M. 1928 
S. 1935 Nr. 6, ZBR. Bd. 1 S. 87 und HöchstrRspr. 1928 !K. 1849). 
Die auf Grund der Besoldungsregelungen erwachsenen Gehalts
ansprüche stellen somit wohlerworbene Beamtenrechte dar, die durch 
Art. 129 Abs. 1 RVers. in dem einmal gegebenen Bestände geschützt 
werden. Es ist demnach sowohl die Ansicht abzulehnen, taß wohl
erworben nur diejenigen subjektiven Rechte seien, welche cuf einem 
besonderen Rechtstitel beruhen (RGZ. Bd. 104 S. 58), als auch die 
gegenteilige, vom Regierungsvertreter bei der Beratung des Reichs
besoldungsgesetzes vom 16. Dezember 1927 vor dem Reichsrat 
(Sitzung des Reichsrats vom 13. Oktober 1927, Reichsanzeiger Nr. 241 
vom 14. Oktober 1927 S. 2) allgemein geäußerte Ansicht, der Beamte 
habe zwar Anspmch auf Gehalt, aber die Höhe bleibe der Abänderung 
durch Gesetz Vorbehalten. Auch dem vom Reichsfinanzhof in seiner 
Entscheidung vom 25. März 1931 (RFH. Bd. 28 S. 208; vgl. den 
Bescheid vom 15. Januar 1931 RFH. Bd. 27 S. 321) eingenommenen 
Standpunkt kann nicht beigetreten werden, es seien nur solche subjek
tiven Rechte der Beamten geschützt, die dem Beamtenverhältnis 
wesentlich seien, es sei deshalb eine unwesentliche Schmälerung dem 
Gesetzgeber ohne weiteres gestattet und nur die Gewährung eines 
standesgemäßen Unterhalts verfassungsrechtlich geschützt. Das un
eingeschränkt gewährte Gehalt muß als einmal erworbener, subjek
tiver, öffentlichrechtlicher Anspruch in voller Höhe ein wohlerworbenes



Recht dastellen. Eine Pflicht der Beamtenschaft, mit Rücksicht auf 
die Stmtsnotwendigkeit eine gewisse Schmälerung der unein- 
geschräinki zugesicherten Beamtenbesoldung zu tragen, kann dem 
gelteiüvenRecht nicht entnommen werden. Hiermit würde dem Staat 
das Riech gegeben werden, die in seiner Berfassung gesetzlich ver
ankerte: Gewährleistung selbst zu mißachten. Ebensowenig kann der 

Umstamd,daß die Reichsverfassung im Art. 129 das Berufsbeamten- 
tum als solches schützen, mithin eine sog. institutionelle Garantie 
schaffen: honte, dazu herangezogen werden, um den Kreis und Inhalt 
der einzenen, jedem Beamten als unverletzlich verliehenen Rechte 
enger zu jiehen. Daß auch ein besonderer Staatsnotstand dem Staat 
kein Rech zu „übergesetzlichen" und zu „überverfassungsrechtlichen" 
©ingriffet gewähren kann, bedarf im Rahmen dieser Entscheidung 
keiner besonderen Erörterung. Für die Berücksichtigung des Staats
notstander können an sich, abgesehen von der Ermächtigung durch 
verfassunxänderndes Gesetz (Art. 76 RBerf.), nur die Maßnahmen 
getroffen werden, die in Art. 48 Abs. 2 RBerf. verfassungsrechtlich 
vorgesehen sind. Unter die dort aufgeführten Grundrechte, die bei 
erheblicher Störung oder Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung vorübergehend außer Kraft gesetzt werden können, hat aber 
der Gesetzgeber den Art. 129 RBerf. nicht ausgenommen.

Wie bereits ausgeführt, erwachsen die Besoldungsansprüche, 
welche das Gesetz nur mit einer ihnen innewohnenden Beschränkung 
gewährt, auch nur mit dieser Beschränkung als wohlerworbene An
sprüche. DieRechte aus dem maßgebenden oldenburgischen Beamten
diensteinkommensgesetz sind daher nur mit der aus § 33 das. sich er
gebenden Beschränkbarkeit wohlerworbene Rechte geworden. Die durch 
das neue oldenburgische Besoldungsgesetz später eingetretene Schmäle
rung bedeutete somit an sich noch keinen Verstoß gegen wohlerworbene 
Besoldungsansprüche.

Dagegen ist dem Berufungsrichter darin beizutreten, daß die 
durch die Vorbehaltsklausel dem späteren Gesetzgeber verliehene 
Befugnis nicht unbegrenzt sein kann. Gewisse Grenzen müssen hier 
gerade im Sinne des Art. 129 RBerf. gezogen sein. 

Es braucht nicht Stellung genommen zu werden zu der Streit
frage, ob neben dem Anspruch auf die in den Besoldungsordnungen 
bestimmten Bezüge ein selbständiges wohlerworbenes Recht auf 
standesgemäßes Gehalt anzuerkennen ist. Es kommt somit nicht



auf das hiergegen nicht ohne Grund erhobene Bedenken an, daß der 
Richter nicht befugt sein könne, ein in unzulänglichem Maße gewährtes 
Gehalt durch Richterspruch zu erhöhen (vgl. RGZ. Bd. 113 S. 82 u.ö.). 
Ausschlaggebend ist, daß die wohlerworbenen Rechte der Beamten, 
welche die Reichsverfassung vorfand, sich nicht in den Ansprüchen auf 
Gehalt erschöpften, sondern auch verschiedene nicht vermögersrccht- 
liche, allgemeine Rechte umfaßten, wie beispielsweise die schon er
wähnten Rechte auf Titel und Rang. Zu diesen allgemeiner wohl
erworbenen Beamtenrechten gehört — wenn auch ein Recht cuf das 
einmal verliehene Amt oder überhaupt auf ein Amt abzulehneu ist 
(RGUrt. vom 12. Juni 1931 III334/30) — jedenfalls auch das Recht 
des Beamten auf die einmal erworbene Eigenschaft als Bcamter, 
insbesondere das Recht auf Belassung im Amte (RGZ. 9b. 104 
S. 62). Dieses Recht ergibt sich aus dem Wesen des Beamtentums, 
wie es sich bis zum Erlaß der Reichsverfassung entwickelt hatte. Denn 
das Wesen des Beamtentums bestand und besteht gerade darn, daß 
der Beamte kraft einseitigen Staatshoheitsaktes in ein daurrndes, 
regelmäßig nicht kündbares Lebens- und Rechtsverhältnis zum Staate 
tritt. Dieses Recht sollte auch durch die Reichsverfassung geschützt 
werden, ganz unabhängig von der Frage, wie es geltend gemacht 
werden kann. Das ergibt ohne weiteres die vorstehend vieder- 
gegebene Geschichte der verfassungsrechtlichen Vorschrift md ihr 
Zweck, dem Beamten eine dauernde, unter verfassungsrechtlicher 
Gewährleistung stehende gesicherte Lebensstellung zu verschaffen. 
Der Grundsatz der lebenslänglichen Anstellung hat auch im Abs. 1 
Satz 1 des Art. 129 RVerf. klaren Ausdruck gefunden. 

Das Recht auf Aufrechterhaltung der Eigenschaft als 
Beamter wird aber verletzt, wenn die Grundlage des 
Rechts entzogen wird. Dies wäre der Fall, wenn die Vorlehalts-- 
llausel der Besoldungsgesetze zu einer Herabsetzung der BeKge in 
einer Art und in einem Umfang führen würde, die dem enzelnen 
Beamten die Aufrechterhaltung einer seiner Stellung entsprechenden 
Lebensführung unmöglich machte. Denn der Beamte kann He ihm 
obliegende Pflicht, seine ganze Kraft in den Dienst des Stackes zu 
stellen, nur dann erfüllen, wenn der Staat ihm die Sorge um 
seinen Unterhalt abnimmt. Eine Entziehung der standesgcmäßen 
Unterhaltsrente würde somit der dem Staate regelmäßig vernehrten 
Aufhebung des Beamtenverhältnisses gleichkommen. Die Verassung



gewährleistet also gegenüber anderweitiger Landes- und einfacher 
Reichsgesetzgebung die Fortdauer der wesentlichen Grundlagen des 
Berufsbeamtentums. Hierunter ist insbesondere zu verstehen dessen 
ganze Ordnung, wie sie in der verschiedenen Gliederung der einzelnen 
Beamtenklassen, in ihrem Aufbau von unten nach oben und auch in 
der Gewähmng einer standesgemäßen Unterhaltsrente zum Ausdruck 
kommt, die dem Range der ganzen jeweiligen Stellung und der mit 
dem Amte verbundenen Verantwortung angepaßt ist. Falls also 
durch die genannten Besoldungsvorbehalte die Gehaltsverkürzung in 
einer Art und Weise ermöglicht wird, welche die vorstehend gekenn
zeichneten wesentlichen Grundlagen des Berufsbeamtentums verletzt 
und insbesondere den der Amtsstellung angepaßten standesgemäßen 
Unterhalt schmälert — bei dessen Bemessung naturgemäß dem all
gemeinen Lebenszuschnitt, der Kaufkraft des Geldes und anderen 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten Rechnung getragen werden 
mag —, so tritt sie insoweit mit dem Art. 129 RVerf. in Wider- 
spmch. Der Berufungsrichter hat aber, wie ausgeführt, die landes
rechtliche Vorbehaltsllausel des § 33 OldBDEG. für das Revisions
gericht bindend dahin ausgelegt, daß eine Herabsetzung der durch 
das Gesetz gewährten Bezüge unbeschränkt zugelassen werden sollte, 
sodaß bei chrer Gültigkeit selbst die völlige Entziehung oder die Herab
setzung der Bezüge bis auf ein Existenzminimum zulässig wäre. 

Der Berufungsrichter nimmt sonach mit Recht an, daß die 
genannte Vorschrift des oldenburgischen Gesetzes insoweit mit der 
Reichsrerfassung nicht mehr vereinbar ist. Es erhebt sich jedoch die 
weitere Frage, ob damit auf Grund des Art. 13 RVerf. die ganze 
Vorschrift nichtig ist, wie der Berufungsrichter annimmt, oder ob sie — 
entsprechend dem dem §139 BGB. zugrunde liegenden, auch im 
öffentlichen Recht verwertbaren allgemeinen Rechtsgedanken — in 
dem Umfang aufrechtzuerhalten ist, in welchem ein Widerspruch 
mit Art. 129 Abs. 1 RVerf. nicht vorliegt.

Trotz der sich aus der Schwierigkeit der Grenzziehung ergebenden 
Bedenken hält der Senat eine Teilung der Vorschrift in einen gültigen 
und in einen ungültigen Teil für möglich. Es ist als vermutlicher 
Wille des Gesetzgebers anzunehmen, daß er nichts Verfassungs
widriges bezweckt hat, sondern durch die Vorbehaltsbestimmung sich 
nur die Möglichkeit hat sichern wollen, die Beamtenbezüge in dem 
verfassmgsmäßig erlaubten Maße herabzusetzen. Soweit sich also



das Landesrecht in den mit der Reichsverfassung vereinbaren Grenzen 
hält, wird die Vorschrift des § 33 OldBDEG. durch das Reichsrecht 
nicht nach Art. 13 RVerf. gebrochen. Denn Reichsrecht bricht Landes
recht nur insoweit, als es brechen will. Das angefochtene Urteil 
muß daher aufgehoben werden.

Im übrigen hängt die Entscheidung des Rechtsstreits daoon ab, 
ob sich die Wiederentziehung der den beiden Klägem auf Grund 
des?oldenburgischen Gesetzes vom 5. August 1920 in Verb, mit 
§ 25 RBesG. gewährten Bezüge in dem Maß, wie sie die spätere 
Regelung auf Grund des § 22 OldBesG. überstiegen und infolge 
dieser Regelung wieder gekürzt wurden, innerhalb des Rahmens 
bewegt, in dem der maßgebende §33 OldBDEG. nach den vor
stehenden Ausführungen der Reichsverfassung nicht widerstreitet und 
somit als gültig anzusehen ist.

Zur Vornahme dieser Prüfung bedarf es nicht der Zurück
verweisung. Denn der Rechtsstreit ist insoweit ohne weiteres zur 
Endentscheidung reif (§ 565 Ms. 3 Nr. 1 ZPO.). Die neue olden- 
burgische Regelung, die bei der Wartegeldberechnung von einem 
Grundgehalt ausgeht, welches 13200 RM. nicht übersteigen darf, 
entspricht dem Rechtszustand, wie er in Preußen besteht (§ 19 
des preußischen Besoldungsgesetzes vom 17. Dezember 1927 GS. 
S. 223). Es kann deshalb ohne weiteres angenommen werden, daß 
diese Regelung, die in einem so großen Staatsgebiet wie Preußen 
für angemessen gehalten wurde, in Ansehung der Lebenshaltung 
der Kläger die wesentlichen Grundlagen des Berufsbeamtentums 
nicht beeinträchtigt und insbesondere den Klägem den ihnen mit 
Rücksicht auf ihre amtliche Stellung gebührenden standesgemäßen 
Unterhalt nicht schmälert. Dies muß umsomehr gelten, als die Rege
lung von 1927 der Beamtenschaft eine allgemeine Aufbessemng der 
Bezüge bringen sollte. Die Wiederentziehung des durch die Bezug
nahme auf §25 RBesG. erlangten besonderen Besoldungsvorteils 
hielt sich somit innerhalb desjenigen Teils der im § 33 OldBDEG. 
erteilten Ermächtigung, der nicht im Widerspmch zu Art. 129 RVerf. 
steht und daher gültig ist. 

Hiemach ist die Klage unbegründet.



2. 1. Erlangen Angestellte preußischer Gemeinden und Gemeinde
verbände schon durch die Übertragung obrigkeitlicher Befugnisse 
auf sie Beamteneigenschaft trotz der Vorschrift in § 1 Satz 2 des 
preußischen Kommunalbeamtengesetzes vom 30. Juli 1899?

2. Zum Begriff der vorübergehenden Dienstleistungm im 
Sinne des § 2 dieses Gesetzes.

3. Unter welchen Voraussetzungen bedarf eS der Entscheidung 
einer streitigen Rechtsfrage durch das Plenum des Reichsgerichts? 
Preuß. Kommunalbeamtengesetz vom 30. Juli 1899 (GS. S. 141)

§§ 1, 2, 10 Abs.2. RBG. §4 Abs. 1. GBG. §136 Abs.2.

III. Zivilsenat. Urt. v. 29. September 1931 i. S. Kreis H. Sch. 
(Bell.) w. R. (Kl.). III366/30.

I. Landgericht Meiningen.
II. Oberlandesgericht Jena.

Der Kläger stand vom 1. Oktober 1918 bis zum 17. Oktober 1927 
im Dienst des verklagten preußischen Kreises. Zunächst war er als 
Bürogehilfe unter Vorbehalt einer beiden Parteien zustehenden 
vierwöchigen Kündigung beschäftigt. Durch Beschluß des Kreis
ausschusses vom 8. September 1922 wurde ihm rückwirkend 
vom 1. August 1922 die Leitung des Wohnungsamtes sowie das 
Amt des Schriftführers beim Mieteinigungsamt und beim Kauf
manns- und Gewerbegericht übertragen. Diese Tätigkeit hat er bis 
zu seiner Entlassung am 17. Oktober 1927 ausgeübt. Am 27. No
vember 1927 beantragte der Kläger beim Kreisausschuß, ihm die 
Beamteneigenschaft zuzuerkennen, da er seit dem 1. August 1922 
obrigkeitliche Befugnisse ausgeübt habe und dadurch Beamter ge
worden sei. Sein Antrag wurde abgelehnt, die dagegen erhobene 
Beschwerde vom Bezirksausschuß zurückgewiesen.

Der Kläger hat daraufhin nach § 7 KBG. den Rechtsweg be
schritten und die Feststellung beantragt, daß der verklagte Kreis ver
pachtet sei, ihm das Gehalt nach der festzusetzenden Gehaltsgruppe, 
im Falle seiner Dienstunfähigkeit Ruhegehalt und nach seinem Tode 
den Hinterbliebenen Versorgungsgeld zu zahlen. Zur Begründung 
des Klaganspruchs trägt er vor, durch die Übertragung und Aus
übung hoheitsrechtlicher Dienstverrichtungen sei er auch ohne Aus« 
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händigung einer Anstellungsurkunde Kommunalbeamter auf Übens
zeit geworden. Der Beklagte vertritt den Standpunkt, der ttäger 
sei nur Angestellter, aber nicht Beamter gewesen. Nach § 1 Satz 2 
KBG. könne die Eigenschaft eines Kommunalbeamten nur durch 
Aushändigung einer Anstellungsurkunde begründet Werder. Da 
dem Kläger keine solche Urkunde erteilt worden, sei er nidt Be
amter geworden. Dieser Wille des Gesetzgebers ergebe sich ms der 
Fassung des § 1 KBG., aber auch aus der amtlichen Begründung zum 
Gesetz und aus den Beratungen der gesetzgebenden Körpersäaften. 
Der Beklagte macht weiter geltend, er habe nie die Absicht xhabt, 
den Kläger zum Beamten zu ernennen, sondem habe ihn stcts als 
Angestellten angesehen, wie dies auch der Kläger selbst getan hake, und 
deshalb sei seine Bezahlung nach dem Tarif für Kommunalang'stellte 
erfolgt. Ferner erhebt der Beklagte den Einwand, nach § $4 der 
Kreisordnung für Hessen-Nassau vom 7. Juni 1885 (GS. S 193) 
könne der Kreis nur durch drei Unterschriften verpflichtet «erden, 
der Anstellungsbeschluß entspreche aber nicht diesen Formvorschiften. 
Weiter sei die Übertragung der laufenden Geschäfte des Kreises 

an andere Personen als den Landrat und die Kreisausschußmitflieder 
ungültig, weil sie gegen § 93 der Kreisordnung verswße. Der Kläger 
habe daher nicht in rechtsgültiger Weise hoheitsrechtliche Dienst
verrichtungen vorgenommen, sodaß er hierdurch keine Beanten- 
eigenschaft erlangt haben könne. Äußerstenfalls handle es sich bi ihm 
nur um eine Nebentätigkeit und nur um vorübergehende Dienst
leistungen nach § 2 KBG., weil er nur einen geringen Teil seiner 
Arbeitszeit dafür benötigt habe. Es habe von Anfang an festgestmden, 
daß das Meteinigungs- und das Wohnungsamt nur vorübergchende 
Einrichtungen seien, da die erlassenen Verordnungen sämtlih nur 
für eine gewisse Zeit wirksam gewesen seien. Unter allen Umsünden 
sei der Kläger nur Kündigungsbeamter geworden.

Die beiden vorderen Rechtszüge haben dem Klagantrag m der 
Hauptsache entsprochen. Die Revision des Beklagten wurde Drück
gewiesen aus folgenden

Gründen:
Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt in der Hauptsache 

davon ab, ob der Kläger auch ohne Aushändigung einer Anstelüngs- 
urkunde (§ 1 Satz 2 KBG.) durch die bloße Übertragung der Aus
übung staatshoheitsrechtlicher Befugnisse die Eigenschaft eines Preu-



ßischen Kommunalbeamten auf Lebenszeit erlangt hat und ob infolge
dessen die vom verklagten Kreis verfügte Entlassung des Klägers auf 
seine Gehaltsansprüche ohne Einfluß ist. Der erkennende Senat hat 
in mehreren in den letzten Jahren ergangenen Entscheidungen diese 
-Frage bejaht (RGUrt. vom 13. März 1928 III303/27, vom 14. Juni 
1929 III 447/28, abgedr. IW. 1929 S. 3381 Nr. 10 und ZBR. 
Bd.2 S. 291, und vom 11. Oktober 1929 III10/29, abgedr. RGZ. 
Bd. 125 S. 420). Der gleiche Rechtsstandpunkt wird in den Senats
urteilen vom 3. Oktober 1930 III 97/30, vom 3. Februar 1931 III 
79/30, abgedr. RGZ. Bd. 131 S. 308, vom 3. März 1931 III 
223/30, abgedr. RGZ. Bd. 132 S. 61, und vom 27. März 1931 III 
215/30, abgedr. RGZ. Bd. 132 S. 234/35, eingenommen. Eine Unter
suchung, wie weit die Anfänge dieser Rechtsprechung zurückreichen, 
ob sich Ansätze dazu erst im Senatsurteil RGZ. Bd. 89 S. 294 und 
demnächst in RGZ. Bd. 99 S. 265 oder bereits in früheren Urteilen 
des Senats finden, und ob in der noch weiter zurückliegenden Recht
sprechung eine abweichende Ansicht vertreten wurde, ist für die 
Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits, um die es sich hier allein 
handelt, bedeutungslos und daher abzulehnen. Tatsache ist jedenfalls, 
daß die Rechtsentwicklung zu dem eingangs festgestellten Ergebnis 
geführt hat, und es kann sich daher nur fragen, ob der Rechtssatz, 
daß Angestellte preußischer Gemeinden und Gemeindeverbände nicht 
nur durch Aushändigung einer Anstellungsurkunde, sondem auch 
durch die bloße Übertragung obrigkeitlicher Dienswerrichtungen 
Beamteneigenschaft erlangen können, aufrecht zu erhalten oder, wie 
ßiö Revision dies verlangt, preiszugeben ist. Auch nach nochmaliger 
Prüfung der erheblichen Bedenken, die im überwiegenden Teil des 
Schrifttums gegen diese Rechtsprechung erhoben worden sind, hält 
es der Senat für geboten, bei seiner neueren Rechtsprechung stehen
zubleiben. Ihr liegt das Bestreben zugrunde, aus dem inneren Wesen 
des Beamtentums nach Möglichkeit eine einheitliche Rechtsstellung 
der Beamten in Reich, Ländem und Gemeindeverbänden heraus
zubilden und dem Rechtsgrundsatz allgemeine Anerkennung zu ver
schaffen, daß mit der Verrichtung hoheitsrechtlicher Dienstverrichtungen, 
der Ausübung öffentlicher Gewalt, nur auf Lebenszeit angestellte, mit 
allen Machtvollkommenheiten ihres Amtes ausgestattete und mit aller 
Verantwortlichkeit ihrer Stellung umlleidete Beamte betraut werden 
dürfen. Schon § 4 Ms. 1 RBG. bestimmte, jeder Reichsbeamte 
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20 2. Beamtenrecht.

erhalte bei seiner Anstellung eine Anstellungsurkunde. Das Reichs
gericht hat diese Vorschrift in ständiger Rechtsprechung dahin aus
gelegt, daß sie nur eine Sollvorschrift enthalte, daß der An
stellungsurkunde bei den Reichsbeamten keine rechtsbegründende 
(konstitutive) Bedeutung zukomme und daß die Eigenschaft eines 
Reichsbeamten auch „ohne die Zufertigung einer Anstellungs
urkunde erworben werden könne" (RGZ. Bd. 6 S. 107; 93b. 28 
S. 84 und 90). Diese drei Entscheidungen, die übrigens nicht vom 
erkennenden Senat herrühren, auf denen aber die sich gleichbleibende 
spätere Rechtsprechung des Reichsgerichts beruht, lagen bei Erlaß 
des preußischen Kommunalbeamtengesetzes bereits vor. Wenn daher 
der damalige Gesetzgeber einer dem § 4 RBG. rechtsähnlichen Aus
legung der Vorschrift dieses Gesetzes über die Aushändigung einer 
Bestallungsurkunde wirksam vorbeugen wollte, so war es notwendig, 
diesem Mllen im Gesetz selbst unzweideutigen Ausdruck zu verleihen. 
Nun bestimmt zwar § 1 KBG. (in anderer Fassung als § 4 RBG.), 
die Anstellung als Kommunalbeamter erfolge durch Aushändigung 
einer Anstellungsurkunde. Daß aber dieser Formalakt die unerläßliche 
Voraussetzung für die Erlangung der Beamteneigenschaft bilden und 
jede andere Möglichkeit der Begründung eines Beamtenverhältnisses 
ausgeschlossen sein solle, sagt das Gesetz selbst nicht. Sonach läßt 
auch die Fassung des §1 KBG. die Auslegung zu, daß die Aus- 
händigung einer Anstellungsurkunde nur den Regelfall darstellen, die 
Anstellung eines Beamten durch schlüssige Handlungen aber nicht 
schlechthin ausgeschlossen sein soll. Dem Umstand, daß die Begründung 
des Entwurfs zum Kommunalbeamtengesetz (Drucks, des Preuß. 
Herrenhauses 1899 Nr. 27 S. 13) eine stillschweigende Beamten
anstellung für die Zukunft ausgeschlossen wissen will, ist demgegenüber 
keine ausschlaggebende Bedeutung beizumessen. Denn die gleiche Be
gründung (das. S. 14) bezeichnet es als „leitenden Grundgedanken" 
des Kommunalbeamtenrechts, daß obrigkeitliche Dienstverrichtungen 
ausschließlich von Beamten ausgeübt werden müssen, und sichert 
das Festhalten des Gesetzentwurfs an diesem Grundsatz zu. Es ist 
jedoch nicht ersichtlich, wie dieses im Interesse der Beamtenanwärter 
und der allgemeinen Rechtssicherheit gleich wichtige Ziel erreicht 
werden sollte, wenn es jeder kommunalen Anstellungsbehörde frei
stände, im bürgerlichrechtlichen Dienstverhältnis verpflichtete Per
sonen zwar mit Ausübung öffentlicher Gewalt zu betrauen, aber



durch Nichtaushändigung einer Anstellungsurkunde die Begründung 
eines öffentlichrechtlichen Beamtenverhältnisses zu verhindem. Diese 
Erwägungen und sonach gerade die Anwendung des vom Gesetzgeber 
des Kommunalbeamtengesetzes als „leitender Grundgedanke" be
zeichneten Rechtssatzes führen zwanglos zu dem in RGZ. Bd. 125 
S. 421 enthaltenen Ausspruch, die Befugnis zur Ausübung von 
Hoheitsrechten könne der Natur der Sache nach nur im Rahmen 
eines öffentlichrechtlichen Beamtenverhältnisses eingeräumt werden 
und nicht der Gegenstand eines privatrechtlichen Dienstvertrags sein; 
wer sie übertragen erhalte, werde aus dem inneren Wesen der Sache 
heraus Beamter (RGZ. Bd. 37 S. 225).

Kann hiernach der auf die Fassung des § 1 KBG. gestützte 
Revisionsangriff dem Rechtsmittel nicht zum Erfolg verhelfen, so 
erweist sich auch die Meinung der Revision als unzutreffend, der 
Senat könne nicht ohne vorgängige Herbeiführung einer Entscheidung 
des Plenums nach §136 Abs. 2 GBG. zur Zurückweisung des 
Rechtsmittels gelangen. Zwei Gründe werden für diese Ansicht 
angeführt:

1. Die Entscheidung RGZ. Bd. 125 S. 420 führt auf S. 422 
aus, eine gesetzliche Vorschrift, welche die Kundgebung des Anstellungs
willens durch Übertragung von Dienstverrichtungen öffentlichrecht
licher Art ausschließe, würde keine Beachtung verdienen. Die Revision 
will in diesem Ausspruch die Aufstellung eines mit der Rechtsprechung 
sämtlicher Senate des Reichsgerichts im Widerspruch stehenden all
gemeinen Rechtssatzes finden, daß der Richter an ein ordnungsmäßig 
erlassenes Gesetz nicht gebunden sei. Diese Annahme wird durch die 
sonstige Rechtsprechung des erkennenden Senats, namentlich durch 
die auch von der Revision in Bezug genommene Entscheidung RGZ. 
Bd. 107 S. 317 widerlegt, an welcher der Senat festhält.

2. Richtig ist, daß der 2. Strafsenat des Reichsgerichts in einem 
Urteil vom 8. Juli 1902 (RGSt. Bd. 35 S. 326/27) im Gegensatz zu 
der neueren Rechtsprechung des erkennenden Senats ausgesprochen 
hat, daß der damalige Angeklagte, da ihm keine Anstellungsurkunde 
ausgehändigt worden sei, nicht Kommunalbeamter im Sinne des 
preußischen Kommunalbeamtengesetzes vom 30. Juli 1899 geworden 
und als solcher nicht angestellt sei, und daß die Eigenschaft eines 
„Kommunalbeamten im Sinne dieses Gesetzes" erst mit der Aus
händigung der Anstellungsurkunde erlangt werde. Es ist weiter



richtig, daß sich der 4. und der 3. Strafsenat des Reichsgerichts 
dieser Nechtsansicht angeschlossen haben (RGSt. 93b. 50 S. 356, 
Bd. 56 S. 367). Dies nötigt jedoch nicht zur Einleitung eines Ver
fahrens nach § 136 Abs. 2 GVG. Nach der übereinstimmenden Recht
sprechung der Zivil- wie der Strafsenate des Reichsgerichts bedarf 
es einer Entscheidung der Vereinigten Senate oder des Plenums nur 
dann, wenn die Rechtsansicht, von der abgewichen werden soll, die 
wesentliche Grundlage der früheren Entscheidung bildet, wenn diese 
auf der Entscheidung gerade der streitigen Rechtsfrage beruht, wenn 
es sich also nicht lediglich um beiläufige Bemerkungen handelt (RGZ. 
Bd. 26 S. 431 und 433, Bd. 31 S. 153 und 154, Bd. 44 S. 263, 
Bd. 63 S. 46, Bd. 70 S. 433, Bd. 73 S. 387, Bd. 76 S. 145, Bd. 105 
S. 90; RGSt. Bd.39 S. 248, 33b. 47 S. 381, 93b. 48 S. 84 und 
©.200, 93b.49 S.50 und S.386, 93b.57 S.241, 93b.58 S.425). 

In dem Urteil RGSt. Bd. 35 S. 325 stand zur Entscheidung, ob 
sich der Angeklagte einer einfachen Unterschlagung (§246 StGB.) 
oder einer Amtsunterschlagung nach § 350 StGB, schuldig gemacht 
habe; es war also in erster Reihe die Rechtsfrage zu prüfen, ob er 
im Sinne des § 359 StGB, als Beamter anzusehen sei. Nun sind 
Rechtsprechung und Schrifttum im wesentlichen darüber einig, daß 
der Begriff des Beamten im Sinne des Strafrechts ein anderer ist 
als der Beamtenbegriff nach Reichs- und Landesstaatsrecht. Das 
kommt gerade in der Begründung dieses Urteils klar zum Ausdruck, 
wo auf Seite 327 ausgeführt wird, es könne nicht zweifelhaft sein, 
daß durch die Vorschriften des Komnmnalbeamtengesetzes die materiel
len Voraussetzungen für die Bestimmung der Beamteneigenschaft im 
Sinne des §359 StGB, gar nicht berührt würden. In der dem 
Abdruck des Urteils in der amtlichen Sammlung vorangestellten 
Frage wird denn auch der der Entscheidung zugrundeliegende Rechts
satz dahin gefaßt: „Was erfordert die Anstellung als Beamter 
im Sinne des Strafgesetzbuchs?" Auf die Frage, ob der damalige 
Angellagte Beamter im Sinne des § 1 KBG. geworden war oder 
nicht, kam es infolgedessen auch nach der Ansicht des damals er
kennenden Strafsenats in keiner Weise an. Das Urteil hätte genau 
ebenso ergehen müssen, wenn die Ausführungen über das Kommunal
beamtengesetz weggeblieben wären; diese sind also — vom Stand
punkt des § 136 GVG. aus gesehen — nur beiläufige Bemerkungen, 
auf chnen beruht die frühere Entscheidung nicht. Das gleiche güt



von den Urteilen RGSt. Bd. 50 S. 356 und Bd. 56 S. 367. übrigens 
hat der 2. Strafsenat des Reichsgerichts im Urteil vom 22. Dezem
ber 1930 2 D 927/30 seinen früheren Rechtsstandpunkt zwar nicht 
aufgegeben, er hat sich aber der Rechtsprechung des erkennenden 
Senats so weitgehend genähert, daß auch im Hinblick hierauf die 
Herbeiführung einer Plenarentscheidung nicht veranlaßt wäre.

In rechtlich einwandfteier Weise stellt das angefochtene Urteil 
fest, daß dem Kläger sowohl durch die Bestellung zum Leiter des 
Wohnungsamtes wie auch durch die Übertragung der Tätigkeit des 
Schriftführers beim Mieteinigungsamt und beim Kaufmanns- und 
Gewerbegericht die Ausübung staatshoheitsrechtlicher Dienstver
richtungen anvertraut worden ist. Es befindet sich hierbei in Über
einstimmung mit der Auffassung des Senats, wie sie in den eingangs 
angeführten Urteilen vom 13. März 1928, 14. Juni 1929 und 
11. Oktober 1929 niedergelegt ist. Auf die Begründung dieser Urtelle 
wird verwiesen....

Das Bemfungsgericht hat auch geprüft, ob der Kläger etwa nur 
zu vorübergehenden Dienstleistungen im Sinne des § 2 Ms. 1 KBG. 
angestellt oder ob seine Tätigkeit nur nebenamtlicher Natur war 
(Abs. 2 das.), und hat diese Frage überwiegend aus tatsächlichen 
Erwägungen verneint, die keinen Rechtsirrtum erkennen lassen. 
Dieser Rechtsstandpunkt wird nicht dadurch erschüttert, daß die 
Revision an Hand der Entstehungsgeschichte und der Weiterentwicklung 
der Mieterschutzverordnung und der Wohnungsmangelverordnung dar
zulegen versucht, diese gesetzlichen Maßnahmen seien von Anfang 
an befristet gewesen. Die Revision muß selbst anerkennen, daß sich das 
Wohnungsmangelgesetz in der Fassung vom 26. Juli 1923 (RGBl. I 
S. 754) keinen Endtermin für seine Geltungsdauer gesetzt hat, und 
wenn ein solcher in der Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930 
7. Teil Kap. IV Art. I (RGBl. I S. 598) — also nach Erlaß des 
Berufungsurteils — und zwar erst auf den 1. April 1934 bestimmt 
wurde, so ist dies eher geeignet, die Ansicht des Berufungsrichters, 
daß sich das Außerkrafttreten des Wohnungsmangelgesetzes noch nicht 
voraussehen lasse, zu bestätigen als sie zu entkräften. Es läßt sich 
zudem auch heute noch nicht zuverlässig beurteilen, ob nicht die Ver
hältnisse, wie in zahlreichen vorausgegangenen Fällen, abermals zu 
einer Hinausschiebung des Endtermins nötigen werden. Das Bor-



bringen der Revision, daß im verklagten Kreis das Wohnungsmangel
gesetz bereits im Februar 1930 völlig außer Kraft gesetzt worden sei 
und daß die Geschäfte des Mieteinigungsamts inzwischen an das 
Amtsgericht übergegangen seien, ist neu und daher in diesem Rechtszug 
nicht zu berücksichtigen (§561 ZPO.). Daß endlich schon bei der 
Anstellung des Klägers im September 1922 eine Aufhebung der 
Kaufmanns- und Gewerbegerichte vorauszusehen gewesen wäre und 
auch insoweit nur vorübergehende Dienstleistungen des Klägers hätten 
in Frage kommen können, behauptet die Revision selbst nicht. Hierzu 
kommt aber noch folgendes: Nach der Rechtsprechung des erkennenden 
Senats ist es erforderlich, daß die Beschränkung der Annahme zu 
vorübergehenden Dienstleistungen dem Beamten gegenüber vor dem 
Dienstantritt llar und zweifelfrei zum Ausdruck gelangt (vgl. RGUrt. 
vom 21. September 1926 III539/25 und vom 3. Oktober 1930 
III97/30; § 10 Ws. 2 KBG.). An einer dahingehenden Feststellung 
fehlt es hier, wie denn auch im übrigen den beiden erwähnten Ent
scheidungen, auf welche die Revision Bezug nimmt, ein anderer 
Sachverhalt zugrunde liegt.

Nach dem Ausspruch des Berufungsgerichts verstößt die Über
tragung der Leitung des Kreiswohnungsamtes an den Kläger nicht 
gegen die Vorschriften der §§ 93,94 der Kreisordnung für die Provinz 
Hessen-Nassau vom 7. Juni 1885. Auf die Verletzung dieser Rechts
norm kann die Revision nicht gestützt werden (§ 549 ZPO.).

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Kläger mit 
Wirkung vom 1. August 1922 ohne Hinzufügung einer Kündigungs- 
klausel angestellt worden ist, beruht auf einer tatsächlichen Fest
stellung, gegen welche die Revision nicht anzukämpfen vermag. Jeden
falls ist weder eine ausdrückliche noch eine stillschweigende Verein
barung der Parteien über die Kündbarkeit des Beamtenverhältnisses 
festgestellt.

Die Anwendbarkeit der preußischen Verordnung zur Durch
führung der Verordnung des Reichspräsidenten vom 24. August 
1931 usw. (sog. Spar-Notverordnung) vom 12. September 1931 
(GS. S. 179), im besonderen des zweiten Teils Kapitel VIII, 
kann hier nicht in Frage kommen. Landesrechtliche Normen, die erst 
nach Erlaß des Berufungsurteils verkündet worden sind, können 
nach der Rechtsprechung des Senats im Rechtszug der Revision 
keine Berücksichtigung finden (RGUrt. vom 28. Januar 1927 III



195/26, abgedr. IW. 1927 S. 1257 Nr. 15). Davon abgesehen 
treten die Vorschriften des Kapitels VIII des zweiten Teils nach § 4 
das. erst mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. Daß etwa die 
in Rede stehenden Vorschriften, wie die Revision meint, als authen
tische Interpretation der Vorschriften des Kommunalbeamtengesetzes 
angesehen werden könnten, ist ausgeschlossen. Denn es fehlt an 
einem dahingehenden Ausspruch in der Spar-Notverordnung, aber 
auch an jedem sonstigen Anhaltspunkt für diese Annahme.

3. Zur Rechtswirksamkeit eines Vertrags, durch den der Eigen
tümer eines Hausgrundstücks den in die Fluchtlinie fallenden 
Grnndstücksteil freihändig an die Stadtgemeinde veräußert. 
RVerf. Art. 153. BGB. §§ 119, 138, 242. Preuß. Fluchtliniengesetz 
§§ 7, 8,11, 13. NotVo. v. 5. Juni 1931 (RGBl. I S. 279) Teil 6 

Kapitel III §§ 1 bis 7.

V. Zivilsenat, litt. v. 24. Oktober 1931 i. S. H. Gesellschaft mbH. 
(Kl.) w. Stadtgemeinde K. (Bekl.). V 284/30.

I. Landgericht Krefeld.
II. Oberlandesgericht Düsseldorf.

Die Klägerin ist Eigentümerin eines in K. an der Ecke 
Neußer- und Kanalstraße gelegenen Hauses. Im Jahre 1903 wurde 
zur Verbreiterung der Neußerstraße ein Fluchtlinienplan, durch 
den ein etwa 1 m breiter Streifen des Hauses an dieser Straße von 
rund 24 qm Flächeninhalt weggeschnitten wurde, nach § 8 Satz 3 
des preußischen Fluchtliniengesetzes (FlLG.) förmlich festgestellt, 
offengelegt und ortsüblich bekanntgemacht.

Im Jahre 1913 wurde ein weiterer Fluchtlinienplan zur Regelung 
der Ecke Kanalstraße und Neußerstraße aufgestellt. Dieser Plan 
sah eine Fluchtlinie vor, durch den ein Flächeninhalt von 61 qm 
vom Hause der Klägerin an beiden Straßen fortgenommen wurde. 
Der Plan wurde durch Bekanntmachung vom 4. Dezember 1913 
gemäß § 7 FlLG. offengelegt. Die Klägerin brachte fristgemäß 
eine Einwendung an. Verhandlungen zwischen den Parteien über
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die Erledigung der Einwendung und über die Regelung der Ent
schädigung für das in die Fluchtlinie fallende Gelände blieben zunächst 
erfolglos. Im Oktober 1923 reichte die Klägerin bei der Baupolizei
behörde ein Baugesuch ein, das bauliche Änderungen des Hauses 
im Untergeschoß und ersten Stock und eine Toreinfahrt an der Kanal
straße vorsah. Die Behörde genehmigte den Bau der Toreinfahrt 
zunächst vorläufig auf jederzeitigen Widerruf, machte dann aber 
auf Betreiben der Beklagten mit Rücksicht auf den Fluchtlinienplan 
vom Jahre 1913 vom Widerrufsrecht Gebrauch, versagte die Bau
genehmigung und ließ die bereits begonnenen Arbeiten zwangsweise 
einstellen. Demnächst kam es wegen der Einwendung der Klägerin 
gegen den Fluchtlinienplan vom Jahre 1913 und wegen der Zurück
nahme des Bauverbots zu Verhandlungen zwischen den Parteien. 
Sie führten dazu, daß die Klägerin der Beklagten am 8. Dezember 
1923 folgendes Vertragsangebot machte: Die Beklagte sollte das 
Recht erhalten, vom 1. Januar 1944 ab die nach dem Fluchtlinienplan 
zur Verbreiterung der Neußer- und der Kanalstraße bestimmten 
Streifen des Grundstücks der Klägerin gebäudefrei für 300 GM. 
je qm zu erwerben; die Klägerin sollte mit Zustimmung der Be
klagten die nachgesuchte Bauerlaubnis bekommen und ihre Einwendung 
gegen den Fluchtlinienplan zurückziehen. Die Beklagte nahm das 
Vertragsangebot am 17. Dezember 1923 an. Die Klägerin erhielt 
die Bauerlaubnis und nahm ihre Einwendung gegen den Flucht
linienplan zurück. Der Plan wurde gemäß § 8 FlLG. am 22. August 
1927 förmlich festgestellt und offengelegt und am 25. August 1927 
ortsüblich bekanntgemacht.

Die Klägerin hat den Vertrag vom 8./17. Dezember 1923 durch 
ein Schreiben an die Bellagte vom 3. November 1927 angefochten 
und begehrt mit der Klage die Feststellung seiner Nichtigkeit. Das 
Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das Oberlandesgericht hat 
sie abgewiesen. Die Revision der Klägerin hatte keinen Erfolg. 

Gründe:

1. Die Klägerin glaubt, die Nichtigkeit des Vertrags zunächst 
aus § 138 Abs. 1 BGB. herleiten zu können. Das Berufungsgericht 
hat diese Ansicht mißbilligt. Es stellt fest, daß die Klägerin die im 
Oktober 1923 nachgesuchte Bauerlaubnis nicht ohne die Einwilligung 
der Bellagten erlangen konnte und daß der Vertrag den doppelten



Zweck verfolgte, der Klägerin diese Einwilligung zu verschaffen, 
der Beklagten aber die Durchführung des Fluchtlinienplans vom 
Jahre 1913 ohne Enteignungsverfahren durch freihändigen Erwerb 
der erforderlichen Grundfläche zu einem vertraglich im voraus fest
gesetzten Preise zu ermöglichen. Ein solcher Vertrag wäre, so führt 
das Berufungsgericht aus, sittenwidrig und nichtig, wenn die Be
klagte dabei ihre behördliche Machtstellung mißbraucht hätte, um 
die in die Fluchtlinie fallende Grundfläche zu einem unangemessen 
niedrigen Preise zu erlangen, und wenn sie im Bewußtsein dieses 
Vorteils ihren Zweck durch rücksichtslose Handhabung ihres Rechts 
erreicht hätte, die Zustimmung zu dem Bauvorhaben der Klägerin 
zu versagen. Eine Feststellung in diesem Sinne zu treffen, lehnt 
aber das angefochtene Urteil in tatsächlicher Würdigung der Gesamt
umstände des Falles ab.

Die Revision führt dazu aus: Die Klägerin sei beim Vertrags
schluß in einer Zwangslage gewesen. Die Beklagte habe freilich 
das Recht gehabt, bei der Baupolizeibehörde auf den Widerruf der 
zunächst nur unter Vorbehalt erteilten Baugenehmigung und nach 
dem Widerruf auf die Einstellung der Umbauarbeiten hinzuwirken. 
Mit diesen Maßnahmen sei es ihr aber „doch eigentlich gar nicht 
ernst gewesen". Angekommen sei es ihr vielmehr auf die Zurück
nahme der Einwendung der Klägerin gegen den Fluchtlinienplan 
und auf die Vereinbarung über den Übergang des in die Fluchtlinie 
fallenden Eigentums der Klägerin zur Vermeidung einer Enteignung. 
Es gehe nun aber nicht an, daß sich die Beklagte ihren allein nach 
pflichtgemäßem Ermessen unter Beriicksichtigung größtenteils öffent
lichrechtlicher Gesichtspunkte zu treffenden Entschluß über die Zu
stimmung zum Bauvorhaben der Klägerin „habe abkaufen lassen", 
daß sie ihre amtliche Handlungsweise „zum Gegenstand eines Handels
geschäfts gemacht habe", zumal mit einem Bürger, dessen Zwangs
lage sie gekannt habe.

Der Angriff dringt nicht durch. Die Ansicht der Revision, daß 
es der Bellagten mit ihren gegen die Durchfühmng des Bauvorhabens 
der Klägerin gerichteten Maßnahmen vor dem Vertragsschluß vom 
Dezember 1923 nicht ernst gewesen sei, entbehrt jeder tatsächlichen 
Grundlage, ist auch von der Klägerin in den Vorinstanzen nicht 
vertreten worden. Sie will wohl auch nur zum Ausdruck bringen, 
daß jene Maßnahmen nicht in der Verhinderung des Baues ihren



Endzweck fanden, sondem daß sie ein Mittel zu einem anderen Zweck 
— der Bereinigung der Fluchtlinienangelegenheit — darstellten. 
Dadurch wird ihre Ernstlichkeit nicht berührt. Der Revision kann 
aber auch darin nicht beigetreten werden, daß sich die Beklagte ihr 
amtliches Handeln in der Baugenehmigungssache in rechtlich bedenk
licher Weise durch Zugeständnisse in der Fluchtlinienangelegenheit 
habe „abkaufen" lassen. Die Revision scheint hier Gedankengängen 
zu folgen, wie sie gelegentlich in der Rechtsprechung des Reichs
gerichts (z. B. RGZ. Bd. 132 S. 174) über die grundsätzliche Un
zulässigkeit der Erteilung von amtlichen Genehmigungen gegen Aus
bedingung von geldwerten Gegenleistungen entwickelt worden sind. 
Solche Gedankengänge können im vorliegenden Falle aber nicht 
Platz greifen. Die Beklagte hat sich für die Zustimmung zur Bau
genehmigung keine Gegenleistung ausbedungen. Sie hat vielmehr 
lediglich ihre Zustimmung von der vertraglichen Regelung der Flucht
linienangelegenheit abhängig gemacht. Insoweit findet ihr Verhalten 
seine Rechtfertigung in den §§ 7, 11 FlLG. Durch die Bekannt
machung vom 4. Dezember 1913 war das Grundstück der Klägerin 
einer (vorläufigen) Baubeschränkung zugunsten der Beklagten unter
worfen worden (RGZ. Bd. 21 S. 216, 93b. 34 S. 243, Bd. 128 
S. 27, 29). Wenn nun die Beklagte auf ihr durch die Beschränkung 
begründetes gesetzliches Recht, die Zustimmung zu einem Umbau 
des Hauses zu versagen, nur verzichten wollte, falls zugleich die 
Fluchtlinienfrage dahin bereinigt wurde, daß die Einwendung der 
Klägerin gegen den Fluchtlinienplan wegfiel und die Möglichkeit, 
das in die Fluchtlinie fallende Gelände freihändig zu erwerben, für 
die Beklagte vertraglich feststand, so verquickte sie nicht in unzulässiger 
Weise zwei getrennte amtliche Angelegenheiten miteinander, sondern 
sie trug durch die Verbindung der beiden innerlich zusammengehörigen 
Dinge dem Zweck des § 11 FlLG. in verständiger und rechtlich ein
wandfreier Weise Rechnung. Daß sich die Klägerin durch den Beginn 
der Umbauarbeiten vor der endgültigen Entscheidung über die Bau
genehmigung für die Vertragsverhandlungen mit der Beklagten in 
eine gewisse Zwangslage gebracht haben mag, muß sie sich selbst 
zuschreiben. Nach den Feststellungen des Berufungsurteils ist diese 
Zwangslage von der Bellagten nicht durch ein „Diktat" unbilliger 
Vertragsbedingungen ausgenutzt worden. Für § 138 Abs. 1 BGB. 
ist deshalb kein Raum.



2. Die Klägerin glaubt weiterhin den Vertrag unter dem 
Gesichtspunkt des Wegfalls der Geschäftsgrundlage beseitigen zu 
können. Sie behauptet, beide Vertragsparteien seien beim Vertrags
schluß stillschweigend davon ausgegangen, daß die Beklagte ohne 
Entschädigungspflicht die Zustimmung zum Umbau des Hauses habe 
versagen können. Diese beiderseitige Ansicht sei, wie sich erst durch 
das Urteil des Reichsgerichts vom 28. Februar 1930 (RGZ. Bd. 128 
S. 18) herausgestellt habe, im Hinblick auf Art. 153 Abs. 2 RBerf. 
rechtsirrig gewesen.

Auch damit kann die Revision nicht zum Ziel gelangen. Das 
Berufungsgericht stellt fest, daß die Parteien beim Vertragsschluß 
an einen Entschädigungsanspruch der Klägerin gegen die Beklagte 
wegen eines Bauverbots überhaupt nicht gedacht, geschweige denn 
darüber verhandelt haben. Wenn es daraus folgert, daß die Parteien 
die Rechtsauffassung, ein solcher Anspruch fehle, nicht zur Geschäfts- 
grundlage des Vertrags gemacht, daß sie vielmehr den Vertrag 
ohne Rücksicht auf die Entschädigungsfrage geschlossen und den etwa 
bestehenden Entschädigungsanspruch der Klägerin durch den Vertrag 
nicht beseitigt haben, so kann in dieser Schlußfolgerung kein Rechts
irrtum erblickt werden. Aber selbst dann, wenn die Klägerin mit 
ihrer Ansicht Recht hätte, daß die Auffassung, die Beklagte dürfe 
entschädigungsfrei die Zustimmung zu dem Bauvorhaben der Klägerin 
versagen, zur Geschäftsgrundlage des Vertrags gemacht worden sei, 
so wäre nicht ersichtlich, inwiefern diese Geschäftsgrundlage durch das 
erwähnte Urteil des Reichsgerichts erschüttert worden sein sollte. 
Es kann dahingestellt bleiben, ob für die Beurteilung dieser Frage 
die 1 bis 7 im III. Kapitel des 6. Teils der Zweiten Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen 
vom 5. Juni 1931 (RGBl. I S. 279) heranzuziehen sind und ob 
durch den damit vollzogenen gesetzgeberischen Eingriff in die vom 
Reichsgericht für das frühere Recht aufgestellten Grundsätze die 
Rechtsstellung der Klägerin in Ansehung der Geschäftsgrundlage 
des Vertrags verschlechtert werden konnte und verschlechtert worden 
ist. Denn auch wenn der Klägerin zugebilligt werden könnte, sich 
für die Frage der Geschäftsgrundlage nach wie vor auf den Boden 
des früheren Rechts zu stellen, darf nicht übersehen werden, daß für 
dieses Recht durch das Urteil des Reichsgerichts vom 28. Februar 
1930 die Vorschrift des § 13 FlLG., wonach für die aus den §§ 7,



8, 11 sich ergebenden Bauverbote grundsätzlich keine Entschädigung 
gefordert werden kann, nicht allgemein, sondern nur in beschränktem 
Umfang für reichsverfassungswidrig erklärt ist. Die Gültigkeit der 
Vorschrift wurde ausdrücklich insoweit anerkannt, als entweder der 
Fluchtlinienplan beim Inkrafttreten der Reichsverfassung bereits 
endgültig gemäß § 8 Satz 3 bekanntgemacht war oder als der erst 
nach Inkrafttreten der Reichsverfassung von einer Baubeschränkung 
aus §§ 7,8,11 betroffene Grundstückseigentümer durch die Ausnahme
fälle der Nummern 1 bis 3 des Abs. 1 im § 13 in die Lage versetzt 
worden ist, wenn auch nicht sofort, so doch später eine Entschädigung 
nach Maßgabe des Enteignungsgesetzes zu erzwingen. Die Beklagte 
beruft sich nun — anscheinend mit Recht — darauf, daß schon durch 
den im Jahre 1903 endgültig festgestellten ersten Fluchtlinienplan 
das Grundstück der Klägerin von einer Baubeschränkung ergriffen 
worden sei, welche die Versagung der Baugenehmigung im Jahre 
1923 gerechtfertigt hätte, und daß daher für die Entschädigungsfrage 
im Falle der Versagung der Genehmigung nur auf das alte preußische 
Recht, nicht auf Art. 153 Abs. 2 RBerf. hätte zurückgegriffen werden 
können. Die gegenteilige Ansicht der Klägerin, daß die Bauerlaubnis 
nur mit Rücksicht auf den im Dezember 1923 erst vorläufig, noch 
nicht endgültig bekanntgemachten zweiten Fluchtlinienplan vom 
Jahre 1913 hätte versagt werden können, entbehrt nach den Fest
stellungen des Berufungsgerichts über Art und Umfang des Umbaues 
der tatsächlichen und rechtlichen Begründung. Aber auch wenn die An
sicht der Klägerin insoweit zutreffen sollte, müßte sich diese entgegen
halten lassen, daß ihr § 13 Abs. 1 Nr. 2 die Möglichkeit eröffnete, 
nach Freilegung ihres Grundstücks bis zur Fluchtlinie des Planes 
vom Jahre 1913 die Entschädigung nach dem Enteignungsgesetz zu 
erzwingen, daß sie also auch bei Zugrundelegung des Reichsgerichts
urteils vom 28. Februar 1930 keinen Entschädigungsanspruch auf der 
Grundlage des Art. 153 Abs. 2 RVerf., sondern nur die nach dem 
älteren preußischen Recht begründeten Ansprüche hatte. Nach diesem 
Recht stand ihr beim Abschluß des Vertrags vom Dezember 1923 
kein Anspruch auf Entschädigung im Falle der Versagung der Bau
erlaubnis zu. Das Fluchtliniengesetz und das Enteignungsgesetz 
eröffneten ihr vielmehr lediglich eine Aussicht auf künftige Ent
schädigung nach Eintritt neuer tatsächlicher Voraussetzungen. Aus 
§ 75 Einl. ALR. hatte sie keinen Anspruch, weil der Fluchtlinienplan



vom Jahre 1913 zur Zeit der Einreichung des Baugesuchs schon nach 
§ 7 FILG. bekanntgemacht war (RGZ. Bd. 26 S. 265, Bd. 28 S.275, 
Bd. 126 S. 356). Die Vertragsparteien sind also im Dezember 
1923 auch dann, wenn die Sachdarstellung der Klägerin als richtig 
unterstellt wird, in der Entschädigungsfrage von keiner falschen 
Geschäftsgrundlage ausgegangen.

3. Die Klägerin hat den Vertrag schließlich wegen Irrtums 
angefochten. Sie behauptet, ihr Geschäftsführer L. habe beim Ver
tragsschluß eine falsche Vorstellung vom Verlauf der Fluchtlinie 
durch das Grundstück gehabt und sei über die Größe der im Vertrag 
der Beklagten zum freihändigen Erwerb angestellten Fläche im 
Irrtum gewesen. Das Berufungsgericht hat der Anfechtung den 
Erfolg versagt. In erster Linie verneint es einen die Anfechtung 
rechtfertigenden Irrtum beim Geschäftsführer der Klägerin; Hilfsweise 
erklärt es die Anfechtung aber auch für verspätet. Die Revision 
wendet sich ohne Erfolg gegen diese Begründung.

Das Berufungsgericht hält für nicht erwiesen die Behauptung 
der Klägerin, ihr Geschäftsführer sei beim Vertragsschluß davon 
ausgegangen, daß die Fluchtlinie nur 80 bis 90 cm in das Haus 
hineinschneide und daß deshalb eine nur verhältnismäßig geringe 
Grundstücksfläche zum Vertragspreise der Beklagten zu überlassen 
sei. Es stellt fest, daß L. den Vertrag namens der Klägerin geschlossen 
hat, ohne sich eine deutliche und bestimmte Vorstellung über den 
Verlauf der Fluchtlinie gebildet zu haben, wenn er dabei auch den 
völlig unbestimmten und jeder tatsächlichen Unterlage entbehrenden 
Gedanken gehegt haben möge, die Einwirkung der Fluchtlinie auf 
das Grundstück sei nicht erheblich. Jedenfalls hat sich dieser Gedanke 
— so fährt das Urteil fort — in ihm nicht zu einer deutlichen und 
bestimmten Vorstellung verdichtet, die ihn zum Abschluß des Vertrags 
veranlaßt und in einer Weise beherrscht hätte, daß er an ihre Richtig
keit unbedingt glaubte. Wenn das Berufungsgericht aus diesen von 
der Revision nicht beanstandeten, einwandfrei getroffenen tatsäch
lichen Feststellungen den Schluß zieht, daß sich die Klägerin nicht 
auf einen für den Vertragsschluß ursächlichen Irrtum über den Inhalt 
ihrer Willenserklämngen berufen könne, so ist darin kein Rechts
irrtum zu erblicken. Die Klägerin hat nach jenen Feststellungen ihre 
eigene, ihr bewußte Ungewißheit über die Größe der vom Vertrags
schluß betroffenen Grundstücksfläche nicht für wichtig genug gehalten,



um den Vertragsschluß in Frage zu stellen. Objektiv ist diese Fläche 
durch den Fluchtlinienplan vom Jahre 1913 eindeutig bestimmt. 
Subjektiv hat die Klägerin sie ohne Irrtum, wenn auch auf innere 
Klarheit verzichtend, aufs Geratewohl in ihren Vertragswillen aus
genommen.

Im übrigen hat der Berufungsrichter aber auch die Recht
zeitigkeit der Anfechtung mit Recht verneint. Er stellt fest, daß die 
Klägerin vor dem 3. November 1927 keine Anfechtungserklärung 
abgegeben hat. Er unterstellt zu ihren Gunsten, daß sie erst Anfang 
September — nicht schon im Juni — 1927 vom Verlauf der Flucht
linie des Plans vom Jahre 1913 bestimmte Kenntnis erhalten habe. 
Die Bedenken der Revision gegen diese Unterstellung und die Rüge 
aus § 286 ZPO. wegen Übergehung des Beweisantritts der Klägerin 
mit dem Zeugen Rechtsanwalt G. sind nicht stichhaltig. Die Klägerin 
selbst hat in beiden Vorinstanzen vorgetragen, sie habe durch die 
am 25. August 1927 veröffentlichte endgültige Bekanntmachung des 
Fluchtlinienplans und um diese Zeit Kenntnis von der Fluchtlinie 
erhalten. Ihr Geschäftsführer L. hat das bei seinen Vernehmungen 
bestätigt. Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die Klägerin 
nach erlangter Kenntnis vom Inhalt des Fluchtlinienplans noch 
mindestens zwei Monate bis zur Anfechtung des Vertrags hat ver
streichen lassen. Zutreffend hält das Berufungsgericht diese An
fechtung für nicht unverzüglich erklärt (§ 121 BGB.). Unter Be- 
mfung auf das Zeugnis des Rechtsanwalts G. hat die Klägerin 
Beweis dafür angetreten, daß sie noch bis zum 3. November 1927 
die Notwendigkeit, den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, nicht 
durchschaut habe, sondem der Ansicht gewesen sei, auch die Beklagte 
sei beim Vertragsschluß entgegen den beurkundeten Erklärungen 
nicht von der im Fluchtlinienplan von 1913 vorgesehenen Fluchtlinie 
ausgegangen und der Vertrag sei deshalb wegen Nichtübereinstimmung 
des beiderseitigen wahren Willens mit den beiderseits abgegebenen 
Erklärungen auch ohne Anfechtung hinfällig. Damit beruft sie sich 
aber nicht auf einen Mangel der Kenntnis des Anfechtungsgrundes 
in Ansehung ihrer Willenserklärungen, sondem auf einen ausschließ
lich ihr zur Last fallenden und von ihr zu vertretenden Rechtsirrtum 
über die Anfechtungsbedürftigkeit des Vertrags. Dieser Irrtum 
schließt ein schuldhaftes Zögem mit der Anfechtungserklämng 
nicht aus.



Die Klägerin scheint nachträglich zu der Ansicht gelangt zu sein, 
daß sie beim Vertragsschluß im Dezember 1923 unüberlegt gehandelt 
habe, als sie, um die Bauerlaubnis zu erlangen, sich mit der—übrigens 
von ihr selbst als angemessen anerkannten — Vertragsvergütung für 
den in die Fluchtlinie fallenden Grundstücksteil begnügte und damit 
auf anderweitige Entschädigungsansprüche aus dem Fluchtlinien
gesetz (§ 13flg.) und dem Enteignungsgesetz verzichtete. Daraus 
kann sie aber nicht das Recht herleiten, sich von dem ihr unbequem 
gewordenen Vertrag loszusagen und auf die preisgegebenen An
sprüche zurückzugreifen.

4. 1. Kann der Vertreter mit Wirkung für den Vertretenen 
auch ein ScheingeschLft mit einem Dritten abfchließen?

2. Begriff des Einverständnisses mit der Scheinnatur einer 
Willenserklärung im Sinne des § 117 Abs. 1 BGB.

3. Kann sich derjenige, der mit dem Vertreter eines anderen 
in beiderseitigem einverständlichem Zusammenwirken ein Schein
geschäft vorgenommen hat, dem Vertretenen gegenüber auf die 
Scheinnatur des Geschäfts berufen?

BGB. §§ 116, 117. WO. Art. 7.

II. Zivilsenat. Urt. v. 27. Oktober 1931 i. S. E. Bank, eingetr. 
Gen. m. beschr. Haftpfl. (Kl.) w. M. (Bekl.). II 178/31.

I. Landgericht Oldenburg.
II. Oberlandcsgericht daselbst.

Die Nagende Genossenschaftsbank ist legitimierte Inhaberin 
eines am 10. Oktober 1928 von ihrem Genossen D. auf seinen 
Schwager, den Bellagten, gezogenen, mit dessen Akzept versehenen 
und vom Aussteller blanko girierten Wechsels an eigene Order, der 
über den Betrag von 40000 RM. lautete und am 3. Januar 1929 
fällig war. Sie nimmt daraus den Bellagten in Höhe von 10000 RM. 
nebst Zinsen in Anspruch. Der Bellagte wandte u. a. ein, daß der 
Wechsel zur Zeit der Annahme ein Blankett gewesen und von D. 
auf 40000 RM. — statt auf 10000 RM. — ausgefüllt worden sei. 
Dies wurde jedoch durch Vorbehaltsurteil des Landgerichts für 
unerheblich erllärt, weil nur 10000 RM. eingellagt worden sind. 

Entsch. in Zivils. 134. 3
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34 4. Blankoakzept. Scheingeschäst.  

Außerdem machte der Beklagte geltend, die Akzeptierung sei ein 
Scheingeschäst gewesen.

Das Landgericht hielt das auf Verurteilung des Beklagten 
lautende Vorbehaltsurteil im Nachverfahren aufrecht; das Ober
landesgericht dagegen wies die Klage ab, indem es folgende Fest
stellungen traf: 

Nach der Satzung der Klägerin hatten zwei Vorstandsmitglieder 
zur Vertretung der Klägerin mitzuwirken; der Vorstand der Klägerin 
bestand zu der hier fraglichen Zeit aus Schw., M. und dem Ren
danten R. Letzterer hatte es verschuldet, daß ein dem Genossen D. 
von der Klägerin gewährter Kredit in erheblichem Maße ungesichert 
geblieben war; den übrigen Vorstandsmitgliedem und dem Auf
sichtsrat war dies unbekannt. Um zu verhindem, daß es bei einer 
Revision entdeckt werde, vereinbarten R. und D., letzterer habe, 
wie schon bei einer früheren Gelegenheit geschehen, wieder Schein
akzepte beizubringen, die zur Bortäuschung einer Sicherung seines 
Kontos dienen und nach Jahresschluß, d. h. nach Prüfung durch 
Vorstand und Aufsichtsrat, sofort zurückgegeben werden sollten. Zu 
den von D. hierauf beschafften Papieren gehört auch der Klag
wechsel. Der Beklagte ließ sich zur Hergabe seines Akzepts durch die 
Zusicherung des D. bestimmen, daß es sich um einen „Schein
oder Proformawechsel" handle, aus dem keine Ansprüche erhoben 
.würden. Über den Zweck der Maßnahme hat D. dem Be
klagten nichts mitgeteilt, und der Beklagte, der von Wechsel
geschäften nichts verstand, hat sich darüber auch keine Gedanken 
gemacht. Aus diesem Sachverhalt schließt das Berufungsgericht, daß 
die Klage an der Vorschrift des § 117 Abs. 1 BGB. scheitere, da 
R. als Vertreter der Klägerin beim Erwerb des Wechsels die Schein- 
natur des Akzepts gekannt habe.

Die Revision der Klägerin wurde zurückgewiesen.

Gründe:
Aus der Theorie des Wechselrechts läßt sich die Unanwendbarkeit 

des § 117 Ms. 1 BGB. nicht herleiten. Denn wenngleich diese 
Vorschrift von einer Willenserklärung spricht, die einem anderen 
-gegenüber abzugeben ist, das Akzept aber nach der reichsgerichtlichen 
Rechtsprechung (RGZ. Bd. 24 S. 87) grundsätzlich eine einseitige, 
nicht empfangsbedürftige Willenserklärung ist, so steht doch hier ein



Blankoakzept in Frage. Bei einem solchen hat aber das Reichs
gericht stets einen Begebungsvertrag verlangt (vgl. RGZ. Bd. 74 
S. 353; WarnRspr. 1918 Nr. 227; Staub-Stranz WO. Art. 7 
Anm. 10 und 14). Es erübrigt sich deshalb, zu der Frage Stellung 
zu nehmen, ob der vom Reichsgericht beim Nicht-Blankoakzept ein
genommene Standpunkt gegenüber den im neueren Schrifttum 
geltend gemachten Gründen, namentlich gegenüber der Rechts
scheintheorie, aufrecht erhalten werden kann (vgl. Jacobi in Ehren
bergs Handbuch IV1 S. 318flg.; H. Meyer Das Akzept S. 81, 
89flg.; Enneccerus-Lehmann Schuldverhältnisse §§ 205, 206).

Die Angriffe der Revision richten sich gegen die Annahme des 
Berufungsrichters, daß R. beim Erwerb des Wechsels Vertreter der 
Klägerin gewesen sei und sein Wissen ihr schade.

Hauptsächlich wirft die Revision dem Berufungsrichter die 
Übergehung der Behauptung vor: die Klägerin habe den Wechsel 
nicht durch R., sondem durch Schw. und M. erworben; mit der 
durch R. bewirkten Aushändigung des Wechsels an Schw. und M. 
sei der Begebungsvertrag mit ihr abgeschlossen gewesen. Mein das 
würde zur Voraussetzung haben, daß R. den Wechsel zuvor in eigenem 
Namen erworben hätte. Wäre dies der Fall gewesen, hätte also 
R. den Wechsel als Blankoindossatar ohne neues Giro weitergegeben, 
so hätte dies allerdings dieselbe Wirkung gehabt, wie wenn er an 
den Nehmer indossiert hätte, d. h. diesem könnten die ihm beim 
Erwerb unbekannten Einreden aus der Person des Vormanns (hier 
desR.) nicht entgegengehalten werden(Staub-Stranz WO.Art. 13 
Anm. 4; Michaelis Scheckgesetz § 8 Anm. 29; Breit Scheckgesetz § 8 
Anm. 8; anders Bernstein WO. S. 79). Der Umstand, daß R. gleich
zeitig dem Vorstand der Klägerin angehört hat, wäre für deren 
Gutgläubigkeit in diesem Falle bedeutungslos gewesen, weil er 
dann bei der Weiterbegebung an die durch die gutgläubigen Schw. 
und M. vertretene Klägerin als Nehmerin lediglich als Wechselgeber 
aufgetreten wäre. Allein jene Voraussetzung, daß R. den Wechsel 
vorher im eigenen Namen erworben hätte, trifft nicht zu. Denn 
wegen des mit dem Geben des Wechsels verfolgten Zweckes (für den 
dem D. gewährten Kredit Sicherheit zu geben) kam ein Wechsel
erwerb des R. in eigenem Namen überhaupt nicht in Frage; er 
wollte auch nicht etwa diesen Zweck durch sein eigenes Giro unter
stützen. Die Entgegennahme des Wechsels durch R. ist also nur als 
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ein Tätigwerden im Namen der Klägerin zu beurteilen. Es handelt 
sich bei den Ausführungen der Klägerin auch nicht sowohl um die 
Aufstellung einer (vom Berufungsrichter dann übergangenen) Be
hauptung, sondern um irrige rechtliche Würdigung eines an sich 
unbestrittenen Sachverhalts.

Die Revision hält die Auffassung des Bemfungsrichters, der in 
R. einen Vertreter der Klägerin erblickt, deshalb für widersinnig, 
weil mit der durch den Begriff der Vertretung geforderten Erklärung, 
daß die rechtlichen Wirkungen des Geschäfts für die Klägerin zur 
Entstehung gebracht werden sollten, sein Einverständnis mit D. 
über den Scheincharakter der Wechselbegebung nicht in Einklang zu 
bringen sei. Mein dieser Widerspruch haftet dem Scheingeschäft 
des § 117 j Abs. 1 BGB. stets an, da sich bei ihm die Beteiligten 
gegenseitig rechtsgeschäftliche Erklärungen abgeben und doch darüber 
einig) sind, daß diesen Erklärungen keine Rechtswirkung zukommen 
soll. Daß solches auch beim Vertreter möglich ist, versteht sich von 
selbst und folgt außerdem aus dem in § 166 Abs. 1 BGB. gebrauchten 
Wort „Willensmängel", worunter alle in den §§ 116flg. a. a. O. 
geregelten Tatbestände auch des fehlenden Willens (geheimer Vor
behalt, Simulation, Nichternstlichkeit) inbegriffen sind.

Übrigens spielt die Simulatton des Indossaments hier über
haupt keine entscheidende Rolle; maßgebend ist, daß zwischen dem 
Beklagten und D. die Scheinnatur des Akzepts vereinbart wurde 
und daß R. bei der Übertragung des Wechsels hiervon Kenntnis 
hatte. Aus dem Satze aber, daß eine Willenserklärung einem von 
mehreren Gesamtvertretern gegenüber wirksam abgegeben werden 
kann, wird allgemein gefolgert, daß die Kenntnis, der böse Glaube 
und die Arglist eines einzelnen Vertreters der Kenntnis usw. des 
Vertretenen gleichsteht (RGZ. Bd. 53 S. 231, Bd. 59 S. 408, 
Bd. 78 S. 354; IW. 1911 S. 1012 Nr. 2, 1914 S. 401 Nr. 1, 
1927 S. 1675 Nr. 2). Damit ist sehr wohl vereinbar — worauf es 
aber hier nicht entscheidend ankommt —, daß die Begebung des 
Wechsels an die Klägerin nach deren Satzung (vgl. auch § 25 Abs. 1 
GenG.) nicht schon durch R. allein, sondern erst in dem Augenblick 
zustande kam, als eines der anderen Vorstandsmitglieder dem Erwerbe 
zustimmte.

Mit Unrecht meint schließlich die Revision, es habe auch des 
Einverständnisses von Schw. und M. mit der Scheinnatur des Ge-



schäfts bedurft, weil § 117 Abs. 1 BGB. das Einverständnis des 
Erklärungsempfängers mit dem gewollten Schein verlange, Emp
fänger der Erklärung aber die Klägerin gewesen sei, vertreten durch 
zwei Vorstandsmitglieder. Zunächst trifft das schon insoweit nicht 
zu, als sich die Einrede des Beklagten auf den arglistigen Erwerb 
des simulierten Akzepts stützt. Wenn aber die Scheinnatur des 
Indossaments in Frage stände, würde schon die Kenntnis des
R. die Nichtigkeit begründen. Einverständnis im Sinne des § 117 
ist keine neben der früher abgegebenen einhergehende, selbständige 
Willenserklärung; es müssen sich nur beide Teile dessen bewußt sein, 
daß jener ersten Erklärung kein Wille entsprechen soll. Dieses Umstands 
war sich aber die Klägerin schon dann bewußt, wenn auch nur einer 
ihrer Gesamtvertreter ein solches Bewußtsein hatte.

Der Schwerpunkt der Entscheidung liegt, wie nachdrücklich 
hervorgehohen werden muß, in der vom Berufungsgericht fest
gestellten Gutgläubigkeit des Beklagten. Hätte er gewußt, daß R. 
die Absicht hatte, den beiden anderen Vorstandsmitgliedern und 
dem Aufsichtsrat eine in Wahrheit nicht bestehende Sicherung des 
Kontos D. vorzuspiegeln, hätte er also im Einvernehmen mit R. 
arglistig zum Nachteil der Klägerin gehandelt, so müßte er verurteilt 
werden. Im Urteil vom 23. Juni 1908 (abgedr. bei Gruch. Bd. 52
S. 933) hat der erkennende Senat ausgesprochen, daß sich derjenige, 
der mit dem Vertreter kolludiert habe, nicht auf die Scheinnatur 
des Geschäfts berufen könne. Dem ist Oertmann (Recht 1923 
S. 74; Kommentar zum BGB. § 117 Nr. 2c ß Ms. 3 S. 381, 
§ 166 Nr. 4k S. 615) beigetreten, indem er die Begründung dahin 
ergänzt, daß in solchem Falle der Erklärende demjenigen, der im 
Sinne der Wirkung als sein Geschäftsgegner in Betracht komme, 
das Vorhandensein eines Wirkungswillens ebenso vortäusche, wie 
wenn er ihm die Erklärung ohne das Zwischenglied eines Vertreters 
abgebe; deshalb gehöre die Kollusion dem Gebiete des geheimen 
Vorbehalts an und müsse nach dessen Vorbild behandelt werden 
(§ 116 Satz 1 BGB.). An diesem Gmndsatz mit der Oertmannschen 
Ergänzung würde der Senat festhalten, wenn die Bösgläubigkeit 
des Beklagten in Frage stände. Allein der Bellagte war gutgläubig. 
Daß er den Zweck des Wechsels gekannt habe, ist nicht einmal be
hauptet. Möglicherweise hat er angenommen, der ganze Vorstand 
wisse Bescheid und das Blankoakzept solle nur dazu dienen, irgend-



eine Rechtsverschiebung der Kritik unbefugter Dritter zu entziehen. 
Dann ist es nur recht und billig, wenn er sich gegen die Jnanspruch- 
nahme durch die Klägerin wehrt. Ihm war die Ungefährlichkeit 
des Akzepts als eines bloßen Scheingeschäfts vom Akzeptempfänger 
zugesichert worden, und da dies auf Veranlassung eines Mannes 
geschehen war, der die Klägerin beim Erwerb des Wechsels mit
vertrat, muß sie es hinnehmen, wenn ihr Erwerb als arglistiger 
beurteilt wird.

5. Zum Unterschied der Hertunfts- und der Beschaffenhetts- 
angave und zur Frage der Verwirkung im Warenzeicheu- und im 
Wettbewerbsrecht.

WZG. §§ 12, 14. UnlWG. §§ 1, 3.

II. Zivilsenat. Urt. v. 27. Oktober 1931 i. S. Firma A. S. 
(Kl.) w. Firma S. (Bell.). II 25/31.

I. Landgericht I Berlin.
II. Kammergericht daselbst.

Für die Klägerin ist seit 1895 das Wortzeichen „Hunyadi Janos“ 
für Bitterwasser, Bittersalz und Abführmittel eingetragen. Sie 
vertreibt seit 1865 unter dieser Bezeichnung das bekannte aus den 
Hunyadi ckanos-Quellen stammende Bitterwasser in Flaschen. Die 
Beklagte stellt seit 1880 trockene künstliche Mineralwassersalze her, 
und zwar bezeichnet sie das nach ihrer Angabe erste und in besonderem 
Umfang von ihr vertriebene künstliche Salz als ein künstliches Ofener 
Salz, das auf Grund der Analyse der Hunyadi ckanos-Bmnnen 
dargestellt sei. Die Klägerin fordert mit der Klage Unterlassung 
dieser Bezeichnung, Feststellung der Schadensersatzpflicht der Be
klagten für die Zeit seit dem 1. August 1898, Auskunftserteilung 
über ihren Umsatz usw. und Zusprechung der Veröffentlichungs
befugnis. Die Bellagte hält die von ihr gebrauchte Bezeichnung 
für eine notwendige Beschaffenheitsangabe und beruft sich überdies 
auf Verwirkung der Klagansprüche, für den Schadensersatz- und 
Auskunftsanspmch auch auf Verjährung.

Die Klägerin ist in allen drei Rechtszügen unterlegen.
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